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und sein großes Plädoyer ‚On Liberty’ richtet sich bereits gegen die Gewalt der
Öffentlichkeit, die bis dahin als Garantie der Vernunft gegen Gewalt überhaupt
gegolten hatte. Es zeige sich ‚in der Gesamtheit eine wachsende Neigung, die
Gewalt der Gesellschaft durch die Macht der öffentlichen Meinung ins Ungehörige
auszudehnen’.“12

Dieses Unbehagen angesichts des Primats der Gleichheit vor der Freiheit transfor-
mierte sich zusehends in eine frühsoziologisch verbrämte Massentheorie. Diese
stellte explizit eine Gegenbewegung zum Individualismus dar. Sie war nicht mehr
um das liberale Erbe besorgt, sondern hielt den Liberalismus für eine gescheiterte,
wenn nicht sogar von Anfang an falsche Lehre. Entsprechend verstand sie sich
nicht als Diagnose gesellschaftlicher Fehlentwicklungen, sondern als Handlungs-
wissenschaft, die konkrete Anleitungen zum Weg aus der vermeintlichen Krise liefern
wollte.
In dieser Zeit traten nun Leute auf den Plan, die bei der Sicherung der bedrohten
Herrschaft der Eliten tatkräftig mithelfen wollten. Ihr prominentester Vertreter war
der französische Arzt Gustave Le Bon (1841-1931), der in seinem Traktat über die
„Psychologie der Massen“ behauptete, verstanden zu haben, nach welchen Regeln
Massen funktionieren und wie man sie manipulieren kann. Zu ihrem Forschungs-
programm erhob die Massenpsychologie das rationale Studium des Irrationalen:
Die Gesetzmäßigkeiten innerer psychologischer Prozesse sollten aufgedeckt und
in ein wissenschaftlich fundiertes, sozialpsychologisches System überführt werden.
Erkenntnisinteressen und Methodik der Massentheorie waren mit dem Vokabular
der entstehenden Soziologie verknüpft. Die Industrialisierung und die durch sie
ausgelösten Prozesse wurden als Ursache für die herrschende gesellschaftliche
Anomie begriffen. Das Gegenbild zum rationalen, aufgeklärten Menschen war im
Denken von Leuten wie Wilfred Trotter, Gustave Le Bon oder Scipio Sighele nicht
mehr der in (vor)feudalen Stammeszusammenhängen gefangene, unaufgeklärte
Mensch, sondern die „Masse“13. „Mit der Transformation der Gesellschaft zur Mas-
sengesellschaft tritt somit an die Stelle des aufgeklärten, selbstkritischen und
autonomen Individuums in der Tradition des von der Aufklärung entwickelten
Menschenbildes die Persönlichkeit des ‚Gefolgsmenschen’. Dieser kompensiert im
Interesse der Erhaltung von Orientierungsfähigkeit in einem undurchsichtig gewor-
denen gesellschaftlichen System den real erfahrenen Sinnverlust seiner selbst
durch die unkritische Subordination in die seiner Disposition entzogenen Sozial-
beziehungen und durch die Überidentifikation mit von außen stammenden Wert-
systemen und Normen.“14

Le Bon gelang es, seine letztlich auf Alltagserfahrungen beruhenden Erkenntnisse
als strikt wissenschaftliche Beobachtungen auszugeben. Genau darin lag einer der
Erfolgsfaktoren seines Ansatzes begründet: Plötzlich war ein Programm verfügbar,
mit dem sich die traditionelle Ordnung der Gesellschaft wiederherstellen ließ. Dazu
mussten nur die Massen so manipuliert werden, dass sie sich dem Willen der Eliten
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fügten. Das Mittel dazu hieß Propaganda.
„Die Kenntnis der Psychologie der Massen ist heute das letzte Hilfsmittel für den
Staatsmann, der diese nicht etwa beherrschen – das ist zu schwierig geworden –,
aber wenigstens nicht allzusehr von ihnen beherrscht werden will. Die Massenpsy-
chologie zeigt, wie außerordentlich wenig Einfluß Gesetze und Einrichtungen auf
die ursprüngliche Natur der Massen haben und wie unfähig diese sind, Meinungen
zu haben außer jenen, die ihnen eingeflößt wurden; Regeln, welche auf rein
begrifflichem Ermessen beruhen, vermögen sie nicht zu leiten. Nur die Eindrücke,
die man in ihre Seele pflanzt, können sie verführen.“15

Damit war ein Programm umrissen, das für die nächsten fünfzig Jahre den Grund-
stein propagandistischen Denkens bilden sollte. Denn in Le Bons Arbeit finden sich
erstmals Züge des später so mächtig werdenden Gedankens, dass diejenigen,
denen es gelingt, kollektive Phantasien, Bilder und Images zu kreieren und in
Umlauf zu bringen, auch diejenigen sein werden, die das kollektive Bewusstsein
kontrollieren können. Serge Moscovici spricht von drei Elementen, die „in der Mas-
senpsychologie so gut wie invariant bleiben werden: Zuerst die Macht der Idee,
von der alles abhängt, dann der unmittelbare Übergang vom Bild zur Handlung und
schließlich die Vermengung von erlebter und suggerierter Wirklichkeit“.16 Die Herr-
schaft über die propagandistisch aufgeladenen Bilder fällt im Denken der Massen-
psychologen einem Führer zu, der mittels charismatischer Herrschaft die Massen
bändigen kann.
Damit zeichneten sich die beiden grundlegenden Bausteine des frühen Propagan-
dabegriffs – ein irrational geleitetes Publikum und die technisch-medialen Mittel,
dieses mit persuasiven Botschaften zu erreichen – deutlich ab. Das moderne Konzept
von Propaganda war geboren. 

Vom Ersten zum Zweiten Weltkrieg
Ihren ersten großen Praxistest durchlief die auf der Massenpsychologie basierende
Propaganda dann aber nicht beim Versuch, die drohende Revolution abzuwenden,
sondern bei der nationalen Aufhetzung der Volksmassen im Ersten Weltkrieg. Dieser
wird vielfach nicht nur als erster moderner Propagandakrieg beschrieben, sondern
auch als ein Krieg in dem Propaganda ein bislang unbekanntes Ausmaß an Ideologi-
sierung durchlief. Kultur gegen Zivilisation, Freiheit gegen Sklaverei, Selbstbestim-
mung gegen Imperialismus – auf dieser Klaviatur wurden von allen Parteien kräftig
gespielt, wobei die Engländer und Amerikaner um einiges einfallsreicher waren als
die Deutschen und Österreicher. 
Die Deutschen machten daraus nach dem verlorenen Krieg die Legende vom Pro-
pagadandefizit – ein Theorem, das mit der Dolchstoßlegende vergleichbar ist und
in seinem Kern besagt, dass die Reichswehr im Felde unbesiegt geblieben sei, an
der Propagandafront aber zusammenbrach, da man der zersetzenden Feindpro-
paganda zu wenig entgegengesetzt habe. Typisch für das verbitterte Klima der
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Nachkriegszeit ist eine 1921 im Berliner Verlag Mittler & Sohn erschienene Broschüre
mit dem Titel Northcliffe. Die Geschichte des englischen Propagandafeldzuges.17 Im
Schlusskapitel (Seite 22f.) schrieb der anonyme Verfasser: „So gewann Northcliffe
den Krieg und den Frieden, und seine Gedankengänge waren es, die Europa nach
Versailles, St. Germain und auch nach Spa geführt haben. […] Wir können Northcliffe
unsere Hochachtung gewiß nicht versagen: denn die Taten dieses Mannes waren
gewaltige, konsequente, ja gigantische. Wir haben selbst auf dem gleichen Instru-
mente gespielt, wir haben selbst Propaganda gegen Rußland getrieben und dabei
Erfolge gehabt. Prinzipielle Entrüstung wäre also ganz gewiß nicht am Platze. […]
Und doch trennt uns von den Methoden eines Northcliffe eine ganze Welt. Seine
Methoden haben zum allergrößten Teile nichts gemein mit der von ihm selbst auf-
gestellten ersten Forderung jeder Propaganda, mit der Forderung nach Wahrhaftig-
keit ihrer Grundlagen! […] Dadurch, daß er die heiligsten und edelsten Motive von
Völkerfreiheit, Selbstbestimmung, Gerechtigkeit und Völkerfrieden predigte, während
er in Wirklichkeit nichts anderes wollte als brutale Macht, hat er die Lüge und die
Unsittlichkeit in die Welt getragen.“
In den kommenden Jahren wurde Deutschland ein Laboratorium für die Weiterent-
wicklung von Propagandatheorien. Zu nennen sind etwa die Arbeiten des Soziologen
Johann Plenge, die des Werbetheoretikers Hans Domizlaff, auf den das schöne
Postulat zurückgeht, man müsse „ins Gehirn der Masse kriechen“, oder auch die
Schriften des Zeitungskundlers Edgar Stern-Rubarth. All diese Bemühungen blieben
freilich mehr oder minder randständig. Der große Durchbruch für Propaganda als
die zentrale Kommunikationstechnik im politischen Raum erfolgte erst 1933, als
mit den Nationalsozialisten eine Propagandabewegung par excellence in Deutsch-
land die Macht übernahm. Die Nazis verstanden das Propagandageschäft hervor-
ragend und räumten ihm zentralen Stellenwert ein. Sie inszenierten ihren Siegeszug
als „Aufstand der Bilder“ (Gerhard Paul) gegen die nüchterne und rationale Weimarer
Republik. Sie versprachen den kleinen Leuten, dass ihre Stimme künftig zähle und
versetzten sie in einen nationalen Rausch. Dass Hitler und Goebbels die Masse an
sich aber verachteten, wird an zwei Hitler-Zitaten deutlich, die auch von Le Bon
stammen könnten: „Die Psyche der breiten Masse ist nicht empfänglich für alles
Halbe und Schwache. Gleich dem Weibe, dessen seelisches Empfinden weniger
durch Gründe abstrakter Vernunft bestimmt wird, als durch solche einer undefinier-
baren, gefühlsmäßigen Sehnsucht nach ergänzender Kraft, und das sich deshalb
lieber dem Starken beugt, als den Schwächling beherrscht, liebt auch die Masse
mehr den Herrscher als den Bittenden und fühlt sich im Innern mehr befriedigt
durch eine Lehre, die keine andere neben sich duldet, als durch die Genehmigung
liberaler Freiheit; sie weiß mit ihr auch meist nur wenig anzufangen und fühlt sich
sogar leicht verlassen.“18

An anderer Stelle behauptete Hitler: „Die Aufnahmefähigkeit der großen Masse ist
nur sehr beschränkt, das Verständnis klein, dafür jedoch die Vergeßlichkeit groß.



137

Aus dieser Tatsache heraus hat sich jede wirkungsvolle Propaganda auf nur sehr
wenige Punkte zu beschränken und diese schlagwortartig solange zu verwerten,
bis auch bestimmt der letzte unter einem solchem Worte das Gewollte sich vorzu-
stellen vermag.“19

Unterzieht man die NS-Propaganda einer Tiefenanalyse, werden auch komplexere
Muster und Techniken sichtbar: Etwa dass man die Aufstiegs- und Verbürgerlichungs-
sehnsüchte der Arbeiter systematisch bediente, dass man kulturelle Traumfabriken
schuf, die Eskapismus und Ich-Aufwertungen ermöglichten. An dem Befund, dass
man es bei den nationalsozialistischen Propagandastrategen mit Massenverächtern
zu tun hatte, ändert dies nichts. 
Spätestens mit dem Beginn des Zweiten Weltkriegs wurde Propaganda dann für
alle kriegführenden Mächte zu einem wesentlichen Bestandteil ihrer Kriegsplanung.
Überall entstanden Forschungseinheiten und Lehrstühle, wurden Studien angefertigt
und dicke Monografien geschrieben. Die Alliierten erwiesen sich den Achsenmächten
hier bald als überlegen, denn sie modellierten Propaganda nicht mehr auf Grund-
lage der Massenpsychologie, sondern verstanden sie als exakt zu betreibende
sozialwissenschaftliche Disziplin. Propagandaforschung ging eine enge Fusion mit
der empirischen Konsumforschung, der Demoskopie, der Filmwissenschaft, der
Marktforschung und der Psychologie ein. Auf amerikanischer Seite arbeiteten
während des Krieges die Eliten der wissenschaftlichen Intelligenz, allen voran der
Politikwissenschaftler Harold D. Lasswell und der Soziologe Paul Felix Lazarsfeld.
So entstand ein neues Paradigma: Propaganda nicht mehr als Überwältigung der
Massen, als Einhämmerung von Botschaften, sondern als klug geplante und strate-
gisch geschickt inszenierte Überzeugung. Die gut gemanagte öffentliche Meinung
wurde zum Idealbild der Propagandaforscher, und mit ihren Ansätzen gelang es,
wissenschaftlich fundierte Konzepte von Propaganda von Anfang an in die Krieg-
führung zu integrieren. Am Sieg der Alliierten 1945 hat diese überlegene Form der
Propaganda eindeutig einen Anteil.

Die Nachkriegszeit
Die Hochzeit der wissenschaftlichen Propagandaplanung ging allerdings schon
in den 1950er Jahren wieder zu Ende. Das hatte verschiedene Gründe. Die ameri-
kanische Reformallianz von Politikern und Sozialwissenschaftlern, die im New Deal
entstanden war, zerbrach in der McCarthy-Ära. Von da an gingen Intellektuelle und
politische Führer wieder eigene Wege. Propaganda wurde in den USA mehr und
mehr zur von der CIA betriebenen Geheimwissenschaft, die an den Universitäten
keinen großen Stellenwert mehr hatte. Amerikanische Wissenschaftler verlegten
sich auf neutraler klingende Felder wie Public-Relations- oder Public-Opinion-
Forschung. 
In Westdeutschland war der Begriff der Propaganda ohnehin durch die Exzesse der
NS-Zeit diskreditiert. Propaganda wurde mit Goebbels gleichgesetzt und von dem
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wollte man nichts mehr wissen, wenn auch die Regierung Konrad Adenauers in der
Praxis ein relativ ungebrochenes Verhältnis zu propagandapolitischen Maßnahmen
kultivierte. Zudem hielt die DDR den Propaganda-Begriff weiterhin hoch, was seine
Verwendbarkeit im Westen einschränkte.
Damit ist nicht gesagt, dass das einmal ersonnene Programm „Persuasion durch
Kommunikation“ für die Eliten an Attraktivität verloren hatte – es wurde nur unter
anderen Auspizien betrieben. In allen Ländern der Erde feilten Militärs an Szenarien
für die psychologische Kriegführung, dachten Politiker über ihre Präsentation in
den Medien nach. Die einschlägige Forschung hat diesen Prozess reflektiert. Ihre
engere fachgeschichtliche Fortschreibung erfuhr die empirische Propagandafor-
schung innerhalb der Kommunikationswissenschaft auf dem Feld der Public-
Relations-Forschung. Viele der im älteren Forschungskomplex Propaganda aufge-
worfenen Fragen werden heute von ihr thematisiert. J. Michael Sproule spricht von
einer „disappearance of propaganda as a significant theoretical term in American
social sciences and its replacement with the more euphemistic concepts of com-
munication and persuasion“.20 Vielleicht noch bedeutender ist ein anderes Feld:
Die Politische Kommunikationsforschung untersucht seit den 1980er Jahren die
Interaktionsbeziehungen von Politik und Medien, wobei viele Probleme der tradi-
tionellen Propagandaforschung neu aufgegriffen werden.21 Diskutiert werden etwa
Aspekte der symbolischen Politikdarstellung, der Persuasidität von Medienkommu-
nikaten, der Politik-Inszenierung in den Massenmedien und der Wahlkampfführung.
Obwohl dieser Forschungsbereich eine enge Verwandtschaft zur PR-Forschung auf-
weist, ist hier eine Nähe zu den alten Propaganda-Fragestellungen nur noch indi-
rekt gegeben. Zwar geht es nach wie vor um Konzepte von effektiver persuasiver
Kommunikation, die das Ziel verfolgt, größtmögliche Zustimmung zur eigenen
Position zu erreichen, doch sind die Forschungen eingebettet in einen nachhaltig
demokratischen Kontext – was weder für die PR-Forschung noch für die Propagan-
daforschung gilt.22 Kommunikation ist aus dieser Sicht ein unabdingbares Konsti-
tuens von Politik, Propaganda aber nur noch ein Untersuchungsgebiet unter vielen.
Dies ist wohl in erster Linie auf die multidisziplinäre Prägung des Feldes zurückzu-
führen. Im Mittelpunkt der Forschung stehen die moderne pluralistische Demokratie
und ihr Mediensystem, wobei es primär um die spezifischen Vermittlungsleistungen
zwischen Politik und Gesellschaft geht – die vergleichsweise simplen Gesellschafts-
modelle der Propagandatheorien ließen sich für derartige Analysen nur schwerlich
fruchtbar machen. 

Propaganda – Eine Bilanz
Nun muss man sich natürlich fragen, ob das Ende einer Forschungstradition auch
das Ende des dieser Tradition zugrunde liegenden Realphänomens bedeutet, ob es
also Propaganda heute deswegen nicht mehr gibt, weil keine Propagandafor-
schung mehr existiert. Die Antwort muss zwiespältig ausfallen: Natürlich sind
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moderne Gesellschaften unzähligen kommunikativen Beeinflussungsversuchen
durch mächtige Interessensgruppen ausgesetzt. Gleichzeitig haben sich aber die
Bedingungen, unter denen Massenkommunikation stattfindet, geradezu revolutionär
gewandelt. Eine gestiegene Medienvielfalt auf Senderseite und eine erhöhte
Medienkompetenz auf Seiten des Publikums sind hier zu nennen, auch die verän-
derten Kommunikationsbedürfnisse des politischen Systems und die Tatsache,
dass in der medialisierten Gesellschaft Politikformulierung überhaupt erst durch
Mediendiskurse stattfindet. Auch zeichnen sich die meisten Akteure in der Arena
durch ein gewisses demokratisches Ethos aus, der sie an bestimmte Kommunika-
tionsstile bindet. 
Diese Faktoren schützen die moderne Gesellschaft nicht vor Propaganda, wie
zuletzt der von Propagandalügen umrankte Irak-Krieg wieder bewiesen hat. Doch
sie haben die traditionellen Rahmenbedingungen für Überredungskommunikation
so sehr verändert, dass diese mit dem althergebrachten Rahmen der Propaganda-
forschung kaum noch bearbeitet werden können. Die Militärs nennen ihre Propa-
ganda heute psychological operations, die Politiker ihre public diplomacy oder
public affairs. Ob das nun nur alter Wein in neuen Schläuchen ist oder tatsächlich
neue, demokratischere Techniken der Kommunikation, kann dem Publikum relativ
egal sein, solange die Tradition der kritischen Durchleuchtung dieser Prozesse fort-
geführt wird. Doch genau diese scheint in den vergangenen Jahren auf dem Rück-
zug zu sein und einer vielfach detailistischen und noch dazu oftmals affirmativen
Betrachtung einzelner kommunikativer Spezialtechniken im politischen Raum zu
weichen. Wenn Propaganda wirklich ein Konstituens der Kommunikationsverhält-
nisse in modernen Gesellschaften ist – was der historische Abriss in diesem Text
belegen wollte – dann braucht es auch eine Medienkritik, die diesem Phänomen
mit einen geeigneten analytischen Instrumentarium entgegentritt. Der Propaganda-
Begriff und die um ihn gruppierten Forschungen können hier von großer Hilfe sein. 

1 Im vorliegenden Kontext soll Propaganda als die in der Regel medienvermittelte Formierung handlungsrelevanter Meinungen und

Einstellungen politischer oder sozialer Großgruppen und als Herstellung von Öffentlichkeit zugunsten bestimmter Interessen verstanden wer-

den. Propaganda zeichnet sich durch die Komplementarität vom überhöhten Selbst- und denunzierendem Fremdbild aus und ordnet Wahrheit

dem instrumentellen Kriterium der Effizienz unter.

2 A.P. Foulkes: Literature and Propaganda, London u. New York 1983, S. 1.

3 George Gallup (Hg.): The Gallup Poll. Public Opinion 1935-1971, New York 1972, Bd. 1, S. 192f.

4 Erich Kästner: Reklame und Weltrevolution. In: Gebrauchsgrafik. Monatsschrift zur Förderung der künstlerischen Reklame, Berlin, Heft 3, März

1930, S. 52-57, hier S. 57.

5 Zur Definitionsproblematik des Terminus’ siehe etwa: Alexander Gallus u. Marion Lühe: Öffentliche Meinung und Demoskopie, Berlin 1998.

6 Vgl.: Christiane Lamberty: Reklame in Deutschland 1890-1914. Wahrnehmung, Professionalisierung und Kritik der Wirtschaftswerbung, Berlin

2000, S. 416f.

7 Zu Münzenberg siehe: Rolf Surman: Die Münzenberg-Legende. Zur Publizistik der revolutionären deutschen Arbeiterbewegung 1921-1933,

Köln 1983, v. a. S. 29-34 sowie: Harald Wessel: Münzenbergs Ende. Ein deutscher Kommunist im Widerstand gegen Hitler und Stalin. Die Jahre

1933 bis 1940, Berlin 1991.

8 Willi Münzenberg: Propaganda als Waffe, Paris 1937, S. 10.

9 Vgl.: Wolfgang Schieder u. Christof Dipper: Propaganda. In: Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache

in Deutschland, Stuttgart 1984, Bd. 5, S. 69-112, hier S. 91.

10 P.V. Posdnjakow: Einige Fragen der Theorie der Parteipropaganda unter den gegenwärtigen Bedingungen. In: Abteilung Propaganda des ZK

der SED (Hg.): Zur Theorie und Methodik der Parteipropaganda, Berlin 1973, S. 5-22, hier S. 9.

11 Zit. n.: Christiane Lamberty: Reklame in Deutschland 1890-1914. Wahrnehmung, Professionalisierung und Kritik der Wirtschaftswerbung, Berlin



140

2000, S. 19.

12 Jürgen Habermas: Strukturwandel der Öffentlichkeit, Neuwied u. Berlin 1971 (1962), S. 162.

13 Mit einer klaren Definition des Begriffs der Masse taten und tun sich die Massenpsychologen allerdings schwer. Le Bon verzichtete ganz auf

sie, Ortega y Gasset definierte sie explizit über den Gegensatz zur Elite: „Wer sich angesichts irgendeines Problems mit den Gedanken zufrie-

den gibt, die er ohne weiteres in seinem Kopf vorfindet, gehört intellektuell zur Masse. Elite dagegen ist derjenige, der gering schätzt, was ihm

mühelos zufällt, und nur seiner würdig erachtet, was über ihm ist und mit einem neuen Ansprung erreicht werden muß.“ (José Ortega y

Gasset: Der Aufstand der Massen, Stuttgart 1955 (span. 1930), S. 70.) Auch moderne Beschreibungen erscheinen eher ideologisch denn

erkenntnisorientiert. So Serge Moscovici: „Eine Masse, das ist das soziale Tier, das sich von der Leine gerissen hat. Die Verbote der Moral sind

hinweggefegt und mit ihnen die Lehren der Vernunft. Der Einfluß gesellschaftlicher Rangordnungen schwindet. Die Unterschiede zwischen ver-

schiedenen Typen von Menschen verwischen sich, und die Menschen leben in ihrem oft gewaltsamen Tun ihre Träume und Leidenschaften

aus, vom Brutalsten bis zum Heroischsten, vom Delirium bis zum Martyrium. Eine brodelnde Ansammlung von Menschen, ein permanentes

Gewimmel, das ist die Masse. Und auch eine unbändige und blinde Gewalt, die alle Hindernisse überwinden, Berge versetzen oder das Werk

von Jahrhunderten zunichte machen kann.“ (Serge Moscovici: Das Zeitalter der Massen. Eine historische Abhandlung über die

Massenpsychologie, München u. Wien 1984 (frz. 1981), S. 13.)

14 Wolfgang Joußen: Massen und Kommunikation. Zur soziologischen Kritik der Wirkungsforschung, Weinheim 1990, S. 33f.

15 Gustave Le Bon: Psychologie der Massen, Stuttgart 1982 (frz. 1895), S. 6.

16 Serge Moscovici: Das Zeitalter der Massen. Eine historische Abhandlung über die Massenpsychologie, München u. Wien 1984 (frz. 1981), S.

115.

17 Lord Northcliffe, vor seiner Nobilitierung Alfred Harmsworth, gründete 1896 die Londoner Daily Mail und erwarb kurz vor dem Krieg die Times.

Durch aggressives Marketing gebot Northcliffe bald über eine ganze Gruppe von Zeitungen. Während des Ersten Weltkriegs beriet er die briti-

sche Regierung in Propagandafragen und wurde im Februar 1918 zum Direktor für Propaganda gegen Feindstaaten ernannt. Zur selben Zeit

wurde Lord Beaverbrook Informationsminister. 

18 Adolf Hitler: Mein Kampf, 291. Aufl., München 1938, S. 44.

19 Ebd., S. 198.

20 J. Michael Sproule: Channels of Propaganda, Bloomington 1994, S. 1.

21 Einen aktuellen Überblick über das Forschungsfeld Politische Kommunikation geben vor allem: Otfried Jarren, Ulrich Sarcinelli u. Ulrich Saxer

(Hg.): Politische Kommunikation in der demokratischen Gesellschaft. Ein Handbuch, Opladen u. Wiesbaden 1998 sowie Sabine R. Arnold,

Christian Fuhrmeister u. Dietmar Schiller (Hg.): Politische Inszenierung im 20. Jahrhundert. Zur Sinnlichkeit der Macht, Wien, Köln u. Weimar

1998. Klassische Studien dieses Feldes sind: Murray Edelman: Politik als Ritual. Die symbolische Funktion staatlicher Institutionen und politi-

schen Handelns, Frankfurt a. Main u. New York 1990 und Roger-Gérard Schwartzenberg: Politik als Showgeschäft. Moderne Strategien im

Kampf um die Macht, Düsseldorf u. Wien 1980. In Deutschland ist das Forschungsfeld vor allem eingeführt worden durch: Ulrich Sarcinelli:

Symbolische Politik. Zur Bedeutung symbolischen Handelns in der Wahlkampfkommunikation der Bundesrepublik Deutschland, Opladen

1987. Vgl. desweiteren aus kritischer Perspektive: Thomas Meyer: Die Inszenierung des Scheins. Voraussetzungen und Folgen symbolischer

Politik. Essay-Montage, Frankfurt a. Main 1992 sowie Hans Mathias Kepplinger: Die Demontage der Politik in der Informationsgesellschaft,

Freiburg (Breisgau) u. München 1998. Relativ neu in der Debatte ist eine am Theatralitätsbegriff orientierte Analyse der politischen

Kommunikationsbemühungen. Vgl. z.B. Thomas Meyer, Rüdiger Ontrup u. Christian Schicha: Die Inszenierung des Politischen. Zur Theatralität

von Mediendiskursen, Wiesbaden 2000.

22 In jüngster Zeit wird vor allem eine Diskussion über die Person Franz Ronnebergers, dessen Verstrickung in den Wissenschaftsapparat des

Dritten Reiches und die Äquivalenz seiner Arbeiten vor und nach 1945 geführt. Vgl.: Peer Heinelt: Portrait eines Schreibtischtäters. Franz

Ronneberger (1913-1999). In: Medien & Zeit 17. Jg., 2002, Heft 2-3, S. 92-111.





142

Ausgepresst – Wozu noch Zeitungen?

Von Leif Kramp und Prof. Dr. Stephan Weichert

„Wozu noch Zeitungen?“, fragt ein Interview-Band der Kommunikationswissen-
schaftler Leif Kramp und Stephan Weichert. Darin analysieren sie acht Probleme
des Printjournalismus und nennen Chancen in der Krise.

Problem 1: Papier
Weder aus praktischen Erwägungen noch aus ökologischer Perspektive scheint
Papier als Vertriebsform der klassischen Print-Zeitung zukünftig sinnvoll. Das auf-
wändige Bedrucken und der Transport sind kostenintensiv und umweltschädlich.
Und doch: Trotz Umsatzeinbrüchen und wachsender Rohstoffkosten ist Journalismus
auch heute nicht ohne die Erlöse aus Anzeigenverkäufen der Druckausgaben und
ihrem Vertrieb denkbar. Davon profitieren auch die Online-Ableger von Zeitungstiteln,
die (bisher) größtenteils quersubventioniert werden. 

Angesichts der enormen technischen Möglichkeiten des Internets werden alternative
Trägermedien immer attraktiver. Glaubt man Marktprognosen, ist das elektronische
Lesegerät „Kindle“ des Internetversenders Amazon, das es jetzt auch als „Kindle
Deluxe“ im DIN-A4-Format gibt, nur der Anfang einer rosigen Zukunft für handliche
Multifunktionsgeräte, die Konsum, Kommunikation und Produktion kombinieren.
Laut ernst zu nehmender Kalkulationen würde es sich sogar lohnen, dass Zeitun-
gen wie die New York Times sämtlichen ihrer Abonnenten ein solches Lesegerät
schenken würden, um dadurch die hohen Vertriebskosten zu sparen.

Eine tatsächliche Alternative ist dies jedoch noch lange nicht: Obwohl Amazon mit
immer neuen Erfolgsmeldungen zu den Absatzzahlen des „Kindle“ aufwartet,
bleibt sowohl unsicher, ob und wie der Werbemarkt auf derlei Szenarien reagieren
wird, als auch ob sich der Durchschnittsleser tatsächlich auf ein solches Laptop-
Experiment mit seiner Zeitung einlassen würde. Ob diese also nun langfristig den
großen Geldregen bringen, ist fraglich. Wahrscheinlich ist aber, dass die Finanzierung
durch klassische Anzeigenwerbung auf mobilen Lesegeräten nur von kurzer Dauer
sein wird.

Problem 2: Zeitungsmarken
Zeitungen besitzen selbst gegenüber den mächtigsten Internetmarken wie „Google“,
„Twitter“ oder „Facebook“ einen entscheidenden Vorteil: Als älteste und über Jahr-
hunderte bewährte Informationsquelle genießen sie bei weiten Nutzerkreisen
höchste Glaubwürdigkeit, insbesondere journalistische Leitmedien wie New York
Times, der Spiegel oder die Süddeutsche Zeitung. Doch die wirtschaftlichen Spar-
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zwänge drohen den starken Marken langfristig Schaden zuzufügen. 

Blätter, die in Zukunft eine Chance haben wollen, brauchen das uneingeschränkte
Vertrauen ihrer Lesergemeinde – auch und vor allem im Netz. Das Bedürfnis nach
glaubwürdigen Nachrichten und Einordnungen des Weltgeschehens ist durch den
Aufstieg des Internets als zentralem Kommunikations- und Informationsmedium
nicht rückläufig, sondern – im Gegenteil – eher noch gestiegen. 

Hier können sich auch Lokalzeitungen gegen wirtschaftliche Unwägbarkeiten
immunisieren, indem sie sich online als zentrales Scharnier für Informationen
beweisen und den Nutzer an ihr Angebot binden. Dafür braucht es Investitionen in
die Glaubwürdigkeit, nicht nur im übertragenen, sondern auch im monetären Sinn.
In Zukunft geht es für Zeitungsmarken im Internet darum, die öffentliche Aufmerk-
samkeit über den gesamten Tag mit glaubwürdigen On- und Offline-Angeboten auf
sich zu konzentrieren – sei es mit Text, Bild oder Audiovisionen. 

Problem 3: Finanzinvestoren
Die Übernahmen alteingesessener Verlage in Familienbesitz durch globale Medien-
konzerne und branchenfremde Private-Equity-Firmen haben in vielen Ländern
Diskussionen darüber ausgelöst, ob die redaktionelle Unabhängigkeit und journa-
listische Qualität der Blätter durch derlei Besitzerwechsel gefährdet sind. Besonders
deutlich wurde die Kritik von Medienpraktikern wie auch Medienwissenschaftlern
in den USA zum Ausdruck gebracht: Auslöser waren die Verkäufe mehrerer Zeitungen
an Unternehmer, denen ein zweifelhafter Ruf im Hinblick auf ihre Integrität und
Erfahrung mit publizistischen Idealen vorauseilte. 

Zum Teil bewahrheiteten sich die Befürchtungen: Die alteingesessene Tribune
Company (Los Angeles Times, Chicago Tribune) musste nur wenige Monate, nach-
dem der Grundstücksinvestor Sam Zell sie übernommen hatte, Konkurs anmelden.
Auch der britische Investor David Montgomery hat in Deutschland seine Spuren
hinterlassen – zumindest hat dieser Fall gezeigt, dass solchen Spekulanten nicht
über den Weg zu trauen ist. 

Das entscheidende Problem auf dem Zeitungsmarkt liegt offenbar in der Börsen-
notierung, die Zeitungen zu Marken macht und dabei journalistische Prinzipien
vernachlässigt. Neue Investoren prinzipiell abzulehnen, wäre trotzdem falsch:
Zeitungshäuser in Familienbesitz haben sich zwar als sicherer Hort journalistischer
Traditionen und Ideale erwiesen, aber zumindest bisher kaum als Experimentier-
feld zur Neuerfindung verlegerischer Geschäftsmodelle und Vertriebsformen. 
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Problem 4: Mediennutzung
Die verkauften Auflagen der gedruckten Presse sinken, die Nutzung des Internets
nimmt rasant zu. Nachrichtenkommunikation in Echtzeit degradiert die gedruckte
Zeitung zum ephemeren Begleitmedium mit Liebhaberqualitäten, gewissermaßen
zum reinen Statussymbol für eine kleine Elite. Nie zuvor wurden Nutzerinteressen
so schnell und multimedial (RSS, mobiles Internet) befriedigt wie im Internet. 

Doch gerade weil die Information so leicht zu bekommen ist, befürchten nicht weni-
ge Experten einen Qualitätsverlust: Zusammenhänge werden im Netz vereinfacht,
die Gültigkeit der Suchergebnisse ist weitgehend ungeprüft und von recht fragwür-
digen Ranking-Verfahren abhängig. Am Ende verbleibt der Nutzer orientierungs-
und letztlich ratlos. Es erscheint daher unabdinglich, dass sich Synergien zwischen
Online- und Print-Editionen noch deutlicher ausbilden müssen, damit die Nutzer
den ganzen Tag über vertrauenswürdige Nachrichten ihrer Zeitung abrufen können. 

Problem 5: Online-Konkurrenz
Im Web 2.0 sieht sich der Qualitätsjournalismus einer wachsenden Zahl von kon-
kurrierenden Informationsangeboten ausgesetzt. Vor allem Blogs haben die Nach-
richtenvermittlung revolutioniert: Die einstmals verpönte Ich-Form, die Vermi-
schung von Nachricht und Meinung und die wachsende Relevanz von Nutzern als
Quellen, traf die Zeitungsindustrie völlig unvorbereitet. Zeitungen sind also in
zweierlei Hinsicht betroffen: Sie verlieren einerseits ihre Autorität, andererseits
ihre Leser. 

Auf lange Sicht müssen sich Zeitungshäuser und Journalisten auf eine veränderte
Bedarfshaltung seitens des Publikums einstellen: Die Popularität sozialer Netzwerke
wie „youtube“ und „Twitter“ weist darauf hin, dass das klassische Hierarchiever-
hältnis zwischen Journalist und Rezipient sich langsam zu einer Tauschbeziehung
auf Augenhöhe wandeln wird. Dies hat zweifellos eine Verwässerung des journa-
listischen Profils zur Folge: Neue Berufsfelder wie das des Community-Redakteurs
oder des Social-Network-Administrators entstehen. Für diese Hybridjobs fehlt
allerdings ein verpflichtendes Regelwerk bewährter journalistischer Prinzipien und
Ansprüche, da gerade Webseiten nach dem Prinzip Wikipedia die herkömmlichen
journalistischen Filtermechanismen aushebeln. 

Problem 6: Geschäftsmodelle
Das Geschäftsmodell der klassischen gedruckten Zeitung befindet sich in einer
existenziellen Krise. Ein einzelner Schuldiger ist kaum zu bestimmen, vielmehr ver-
ursacht ein Konglomerat aus Markt- und Nutzungsentwicklungen den Leserrück-
gang, der durch einbrechende Anzeigenerlöse verschlimmert wird. Dennoch haben
sich Zeitungsverlage bislang größtenteils auf die Werbefinanzierung als zentrales
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Standbein verlassen und noch keine alternativen Finanzierungsmodelle zum Erhalt
des kostenintensiven Nachrichtenjournalismus gefunden. 

Die kostenpflichtige Vermarktung von Inhalten über Digitalabonnements oder teure
Archivzugänge durch sogenannte Micropayments ist gescheitert, wird aber immer
wieder gerne – mehr verzweifelt als ernsthaft – in die Diskussion gebracht. Ange-
sichts der im Internet grassierenden Kostenlos-Mentalität scheint die klassische
Werbefinanzierung zurzeit als einzig effizientes Modell. Zudem werden die Verlage
in Zukunft ohne Zusatzgeschäfte kaum auskommen können. Doch gibt es auch
andere Ansätze: Zeitungshäuser könnten ihre Lesergemeinde stärker in die Pflicht
nehmen und ihnen – ähnlich des genossenschaftlichen Modells der alternativen
Tageszeitung taz – finanzielle Beteiligungen am Zeitungsbetrieb anbieten. 

Das wäre weniger risikoreich als das Prinzip „Rent-a-Journalist“, das Portale wie
„Spot.Us“ bereits nutzen: Internetnutzer buchen „ihren“ Journalisten, damit er für
sie Recherchen anstellt und berichtet. Bei allen wirtschaftlichen Unwägbarkeiten
darf jedoch niemals die journalistische Unabhängigkeit und Überparteilichkeit
unter die Räder kommen – auch dann nicht, wenn sich Blätter in der derzeitigen
wirtschaftlichen Lage gesundschrumpfen müssen, um überlebensfähig zu bleiben. 

Problem 7: Medienpolitik 
Als mögliches Finanzierungsmodell zur Rettung der Zeitung werden verstärkt auch
medienpolitische Lösungen diskutiert, etwa Qualitätsblätter durch staatliche Bei-
hilfen direkt oder indirekt zu subventionieren. Dabei wird in Europa bereits seit
Jahrzehnten eine staatliche Presseförderung betrieben: 27 EU-Staaten, die Schweiz,
Norwegen und Island haben den Mehrwertsteuersatz auf Zeitungen reduziert. 

Diese indirekte Förderung wird in zwölf der dreißig Staaten von direkten Beihilfen,
beispielsweise im Falle einer wirtschaftlichen Krisensituation von Zeitungsbetrie-
ben, ergänzt. Eine Vorreiterrolle in der Entwicklung eines elaborierten Systems zur
Pressesubvention und seiner Umsetzung in die Praxis nimmt Österreich ein, dass
seit Jahren umfangreiche Förderangebote bietet, um die Vielfalt der Presse zu
gewährleisten. Frankreichs Präsident Nicolas Sarkozy ist kürzlich mit einer offensiven
Subventionspolitik für die Presse ebenfalls aufgefallen. 

Andererseits bieten sich Stiftungsmodelle als ebenso zukunftssichernde Alternative
an: Erfolgreiche Beispiele sind die Frankfurter Allgemeine Zeitung im Besitz der
FAZIT-Stiftung sowie der Guardian in den Händen des Scott Trust: Beide Stiftungen
haben sich zur Sicherung der journalistischen Integrität ihrer Zeitungsunterneh-
mungen verpflichtet. Die Gründungsverfahren sind allerdings äußerst kompliziert
und das Geld für Stiftungsmodelle in Deutschland knapp. 
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Problem 8: Qualitätsjournalismus
Damit hochwertiger, der Meinungsfreiheit verpflichteter Journalismus weiterhin
Bestand hat, fördern einige gemeinnützige Organisationen wie „Pro Publica“ und
das „Center for Investigative Reporting“ in den USA den Recherchejournalismus –
weil Redaktionseinheiten, die sich mit der Aufdeckung von Missständen beschäf-
tigen, oftmals zuerst wegrationalisiert wurden. Die Unterstützung zeitintensiver
und somit teurer Aufklärungsarbeit ist daher zunehmend auf Drittmittel oder
gemeinnützige Redaktionsbüros angewiesen, die von Spenden- und Stiftungsgel-
dern finanziert werden und ihre Qualitätsarbeit kostenfrei anbieten können. 

Die Infrastruktur solcher Initiativen entstand in den vergangenen drei Jahrzehnten
insbesondere in den USA. Sie wird ergänzt durch Einrichtungen, die sich der Jour-
nalistenfortbildung widmen, Berufsnetzwerke aufbauen und Ressourcen vorhalten.
Obwohl auch in Europa, zumal in Deutschland, jedes Jahr großzügig dotierte
Medien- und Journalistenpreise vergeben werden, existieren bislang kaum derartige
gemeinnützige Initiativen. 

Dr. Stephan Weichert ist Professor für Journalistik und regionaler Studiengangleiter an der Macromedia Hochschule für 
Medien und Kommunikation in Hamburg. Leif Kramp ist dort wissenschaftlicher Referent und freier Printjournalist. 
Sie haben mit Hans-Jürgen Jakobs das Buch „Wozu noch Zeitungen? Wie das Internet die Presse revolutioniert“ 
herausgegeben.
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Es gibt kein besseres Instrument zur nachhaltigen Kontrolle 
und Selbstkontrolle der Macht und der Mächtigen als Qualitäts-
journalismus. Der ist wirksamer als Gesetze und Regeln. 

Von Bodo Hombach

Qualitätsjournalismus veröffentlicht, was Mächtige lieber nicht veröffentlicht
sehen wollen. Er ist frei, wirtschaftlich unabhängig, stellt Öffentlichkeit her und
schützt diese vor partikularen Interessen dienender Manipulation, er widersteht
Druck und Verlockungen. Ich sehe die gesellschaftlich wichtigste Funktion der
Medien in der Schaffung von Transparenz und dadurch in der Kontrolle der Macht
und der Mächtigen. Glaubwürdigkeit und der unbedingte Wille zur Wahrhaftigkeit
sind die entscheidende Basis. Ich gehe so weit, dass die große moralische Prüffrage,
der kategorische Imperativ, den Immanuel Kant uns allen auferlegt hat, nämlich die
Frage „Was ist, wenn es alle tun?“, in der Realität der Mediengesellschaft anders
lautet. Der kategorische Imperativ der Mediengesellschaft lautet: „Was ist, wenn
es rauskommt?“ 

Qualitätsjournalismus muss relevant sein für die Lebensrealität der Leser. Er muss
ihnen Einsichten vermitteln, Hintergründe und Zusammenhänge erkennen lassen,
die sonst vom Tsunami der Informationen verschüttet werden. 
Früher war die schnelle, möglichst exklusive Meldung aus dem hintersten Winkel
der Welt besonders wertvoll. 
Heute wird sie uns aufgedrängt, geht mit Lichtgeschwindigkeit um den Erdball,
wird zunehmend nicht mehr von Journalisten, sondern von Computersystemen auf-
gegriffen und in die verschiedensten Distributionskanäle geleitet. 
Medien verbrauchen Lebenszeit. Wer sich ihnen anvertraut, sollte wissen, worauf
er sich einlässt. Will er ein Lebensmittel, einen frischen und nahrhaften Apfel mit
Vitaminen, Ballaststoffen und Spurenelementen, oder will er den „Golden Delicious“,
das Kunst-Produkt mit der schönen Oberfläche und dem wässrig-flauen Inhalt? 
Dieser wird ihm schwärmerisch angepriesen und kostengünstig nachgeworfen.
Jener kostet seinen Preis und ist ihn wert. Dieser ist „fastfood“ für Selbstlose. Jener
ist Leibspeise des Egoisten. 
Wie bitte? 
Sie haben richtig gelesen. Ich breche eine Lanze für den Egoisten, den Medien-
Egoisten. Das Wort wurde sträflich vernachlässigt, von Moralisten abgewertet, von
Kanzelpredigern beschimpft. Seit Jahren fristet es ein Dornröschendasein hinter
den Hecken der Gutmenschen und Seelenklempner. Man hat es verkommen lassen,
dieses Wort, und es ist an der Zeit, seine Ehrenrettung zu betreiben. 
Der Medien-Egoist kennt den Wert seiner verrinnenden Lebenszeit. Er will sie nutzen
und auskosten, stunden-und minutenweise. Er ist nicht bereit, sie an die Hütchen-
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spieler und Marktschreier zu verhökern. Er hält sie sich vom Leib, die Buchstaben-
züchter in Käfighaltung, die Textverarbeiter, die das Prinzip „Gammelfleisch“ auf
das Marktsegment „Information“ übertragen wollen. 

Von seiner Zeitung erwartet er Respekt vor der Kostbarkeit des Augenblicks. Wenn
er ihr an jedem Tag eine Stunde seines Lebens anvertraut, fordert er und darf es
fordern: verlässliche Information, abgewogenen Kommentar und spritzige Unter-
haltung. Er mag das Originelle und das Originale, und das liegt nun mal nicht auf
offener Straße. Man muss es suchen, mit feinem Gespür finden und geduldig aus
dem Geröll nichtssagender Bedeutungslosigkeit herauswaschen. Das kostet seinen
Preis und ist ihn wert. Es ist eine gesellschaftliche Schande, dass Politik, aber auch
Geistes-Eliten auf Deutungshilfe, Aufklärung und das Ringen um Einsicht und
Erkenntnis verzichten. Wenigstens Qualitätszeitungen sollten das tun. Deshalb
notiere ich etwas flapsig, aber nicht unernst ein paar Gebote für Medienmacher:
Eine zentrale Bedeutung vor, in und nach der Krise hat für unsere Mediengruppe
das Lokale, das Sublokale und das Regionale. Das ist unsere Tradition, die Stärke
und Identität. Da, wo wir Spitzenklasse vorführen, werden wir das ausbauen. Da,
wo wir zurückgefallen sind, wollen wir wieder an die Spitze. 

Bei allen Umfragen verlangen unsere Kunden regionale Informationen. Auch die
Jungen. Bei allen Befragungen gilt das Lokale als Schlüsselmotiv zum Abonnement.
Die Globalisierung verstärkt den Trend nach lokaler Verankerung, Geborgenheit und
Mitwirkungschance. Globales und Lokales ist kein Gegensatz. Das neue Kunstwort
„Glokalisierung“ beschreibt, dass beides einander bedingt. Nur wer sich als Indi-
viduum im Lokalen verwirklicht, verliert sich nicht orientierungslos im Globalen. 

Dem Lokaljournalismus gebührt mehr Aufmerksamkeit, Anerkennung, Ausbildung,
Anregung und Ehre. Der lokale Journalist ist auf sich gestellt. Keine Agentur liefert
ihm zu, prägt den Trend. Was interessant und relevant ist, muss er jeden Tag selbst
entscheiden und rechtfertigen. Oft ist er mit den Menschen seiner Berichterstattung
persönlich bekannt, ihren Einwirkungen direkt ausgesetzt. Soziale Geflechte und
organisierte Interessen wirken auf ihn ein. Der Wahrheitsgehalt seiner Informationen
unterliegt unmittelbarer Kontrolle. Die große Kunst und Leistung, das Komplizierte
verständlich und interessant darzustellen, ist im Lokalen besonders gefragt. Er
braucht ein hohes Ethos, aber auch Frustrationstoleranz und Eigeninitiative. 

Wir wollen diese tatsächlichen Frontarbeiter des Journalismus in Zukunft mehr aus-
bilden, unterstützen und belobigen -wie mit dem Deutschen Lokaljournalistenpreis.
Bismarck hat mal spöttisch gesagt, Presse, das sei Papier und Druckerschwärze.
Das könnte heute nicht mal mehr ein Marketing-Genie verkaufen. Nur eine wirt-
schaftlich stabile Zeitung ist wirklich unabhängig. Nur dadurch können Innovation



149

und Qualitätsverbesserung sich gerade jetzt einen wichtigen Platz auf der Tages-
ordnung sichern. 

Ich sehe durchaus eine gute Zukunft für die Printmedien. Und besonders die Regio-
nalzeitung hat eine gute Zukunft: Sie kann publizistisch ihre Position festigen,
sogar ausbauen. Sie kann ihren Lesern ins Internet folgen. Sie kann aufgrund ihrer
Glaubwürdigkeit für viele Unternehmen guter Partner sein, um Vorteile für ihre
Leser zu organisieren. Sie kann ihren Markencharakter noch deutlich ausbauen.
Sie kann den Aktualitätsnachteil aufholen, indem sie ihren Abonnenten Handy-
Nachrichten schickt. Sie kann, gemeinsam mit der Werbewirtschaft, noch deutlich
wirksamere Formen der Werbung entwickeln. 

Die lokale Zeitung ist ein wichtiges Instrument, damit die materielle Enge nicht zu 
Entkopplung, Realitätsverlust und Bindungsarmut führt. Die soziale Isolation bei
laufender Mattscheibe kann die Tageszeitung so bekämpfen wie ein Sozialarbeiter. 
Sozialwissenschaftler könnten, wenn sie unsere Abo-Kartei in ihre Untersuchung 
einbeziehen, Spannendes finden: Der Rückgang der Abo-Dichte ist ein frühes, ein-
deutiges Warnsignal beim sozialen Abrutschen eines Stadtteils. 

Es ist der seit 300 Jahren wahrgenommene Auftrag der regionalen Medien, die
Menschen mit ihrer Nahwelt bekannt zu machen. Das heißt, wir müssen die Men-
schen wieder stärker mit sich selbst bekannt machen. 
Dazu reicht es in Zukunft nicht mehr, dass wir das Regionale und Lokale nur
beschreiben. Wir müssen es mit ganzer Kraft propagieren, möglicherweise auch
organisieren. Dazu brauchen wir eigene Visionen von der Ausgestaltung des Lokalen.
Wie wollen wir in unserer Stadt leben? Wie muss ein Park aussehen, der Familien
Freude macht? 

Das Wort „Heimatzeitung“ wird sich nicht durchsetzen. Das Wort „Frühstückszei-
tung“ verharmlost das Angebot und setzt es herab. Die Tatsache, dass die Regio-
nalzeitung sehr auf die Bedürfnisse – auf die politischen und kulturellen – ihrer
speziellen Leserschaft zugeschnitten ist, wird von einigen Medienkritikern negativ
bewertet statt gelobt. Es ist ein großer Verdienst, dass zum Beispiel unsere
Mediengruppe täglich Leser erreicht, von denen zwei Drittel bei der Befragung
angeben, ihr Schulabschluss sei der Hauptschulabschluss. Journalisten der Regio-
nalzeitungen dürfen sich die Deutungshoheit über das, was Qualitätsjournalismus
ist, nicht von neidischen Konkurrenten aufdrücken lassen. 

Die Lokaljournalisten sollten sich selbstbewusster und deutlicher zu Wort melden. 

Rede zur Preisverleihung „Lokaljournalismus“ in Braunschweig (2009)



150

„Nicht in Berlin verschwinden …“
Kommunikationsstile von Abgeordneten

Von Dr. des. Annette Knaut

Das Bild vom Politiker 
Das Bild von Politikern in der Bevölkerung ist schlecht: Politiker rangieren in der
Berufsprestigeskala an vorletzter Stelle. Das Vertrauen, das die Bevölkerung ihren
Repräsentanten entgegenbringt schwindet mit den Jahren. Hinter ihnen kommen
nur noch Buchhändler. Ärzte und Pfarrer genießen hingegen das höchste Vertrauen
(s. Institut für Demoskopie Allensbach 2008). Politiker sind inkompetent machtgierig,
faul, mediengeil und bekommen dafür auch noch hohe Diäten – so gängige Urteile.
Politiker sind also im Bild der Allgemeinheit genau des Gegenteil dessen, was
demokratie- bzw. repräsentationstheoretisches Idealbild ist: nämlich, dass sie
stets responsiv handeln, also ihr Ohr am Volk haben sollen. Weiter, so die gute
Norm, ist ihre Aufgabe, dichte Kommunikationsnetze zu allen möglichen gesell-
schaftlichen Gruppierungen pflegen. In ihrem Verhalten sollen sie, so das berühmte
Diktum Max Webers, mit Leidenschaft, Verantwortung und Augenmaß ans Werk
gehen (Weber 1982).

Die Bürger wenden sich von ihren Repräsentanten ab. Nicht-zu-Wählen gilt inzwi-
schen nicht mehr als Tabu, auch prominente Journalisten, wie Gabor Steingart vom
Spiegel bekennen sich dazu (Steingart 2009). Bücher mit Titeln „Faul, korrupt und
machtbesessen? Warum Politiker besser sind als ihr Ruf“ (Blome 2009) oder
„Warum ich mich nicht für Politik interessiere…“ (von Weizsäcker 2009) wollen
gegensteuern und erreichen (vermutlich) doch nur wieder die politisch Interessierten
und Informierten oder/und Engagierten.

Spricht man in wissenschaftlich-publizistischen Kreisen über dieses Phänomen der
‚Politikerverdrossenheit’, so sind die Hauptschuldigen schnell ausgemacht: die
‚Medien’ oder auch die Journalisten bzw. ‚Die Meute’ wie sie Herlinde Koelbl (Koelbl
2001) genannt hat, Journalisten also, die nichts anderes tun, als die Medienpräsenz
der Politiker zu sichern. Politiker werden, so ein gängiges Urteil auch in der Politik-
wissenschaft zu ‚Medienexperten’ (Manin 2007), ‚strategischen Kommunikatoren’
(Herzog 1993) oder ‚Telepolitikern’ (Walter/Dürr 2000). 

Wer aber sind sie, die ‚Medienpolitiker’: In der Regel wird in solchen Diskursen
nicht zwischen Regierungsmitgliedern und Abgeordneten differenziert. Studien
aus Kommunikations- und Politikwissenschaft richten sich in der Regel auf das
Kommunikationsverhalten von Mitgliedern der Exekutive bzw. auf herausgehobene
Situationen wie Wahlkämpfe. Dass dies zu Fehleinschätzungen führt, ist häufig
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beklagt worden, aber nicht durch einen empirischen Perspektivenwechsel behoben
werden (s. Sarcinelli 2004).

Hier soll nun die Relevanz medialer und nicht-medialer Kommunikation für Abge-
ordnete des Deutschen Bundestages bewertet werden. Wenn angesichts der
‚Politik- und Politikerverdrossenheit’ die Kommunikationsbeziehungen zwischen
Abgeordneten und Bürgern gestört sind, so ist zu fragen, wo Ursachen liegen – bei
den kommunikativen Ressourcen und Präferenzen der Abgeordneten, bei ihrem
Umgang mit Medien oder anderswo. Im folgenden Abschnitt werden nun auf Basis
einer eigenen empirischen Untersuchung, in der Leitfadeninterviews mit Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages geführt wurden, Kommunikationsstile1 von
Abgeordneten vorgestellt. 

Kommunikationsstile von Abgeordneten
Warum ist es demokratietheoretisch relevant Kommunikationsstile zu untersuchen?
Die Antwort ist: Kommunikatives Handeln bildet die Basis der Repräsentationsbe-
ziehung zwischen Abgeordneten und Bürgern. Abgeordnete und Bürgern bilden
dichte Netzwerke politischer Kommunikation, in denen Diskurse stattfinden können
und die vertrauensbildend und stabilisierend wirken. Im Optimum beziehen sich
Abgeordnete ständig in ihren Überlegungen und Entscheidungen auf Diskurse im
öffentlichen Raum, das heißt sie handeln responsiv. Responsivität ist dabei nicht
nur eindimensional, im Sinne der Aufnahme der öffentlichen Meinung durch poli-
tische Akteure, zu verstehen. Responsivität bezieht sich auch auf die Repräsentierten:
Jeder einzelne Bürger, aber auch kollektive Akteure wie Vereine und Verbände nehmen
Informationen und Meinungen der Repräsentanten auf, um daraufhin wieder ihren
Willen kundtun zu können. Gleichzeitig vermitteln Abgeordnete den Bürger Themen,
Diskussionen, Meinungen und Entscheidung aus dem Parlament. Sie tragen also
die Debatten aus dem Parlament in die Öffentlichkeit. Diese beiderseitige Vermitt-
lung von Diskursen von den Bürgern zu den Abgeordneten und vom Parlament in
die Öffentlichkeit findet ihren Ort in unterschiedlichen Institutionen politischer
Kommunikation, angefangen von Bürgersprechstunden über Informationsveran-
staltungen bis hin zu medial vermittelter Kommunikation. Da höchstens im Modell
jeder Abgeordnete alle denkbaren Institutionen der Öffentlichkeit nutzen kann,
entwickeln Abgeordnete bestimmte Vorlieben, wo und mit welchen Gruppen sie
kommunizieren, aus. Einzelne Abgeordnete haben also spezifische Kommunikati-
onsfoci. Weiter entwickeln sie typischen Arten der Kommunikation aus. Für den
Kommunikationsstil ist also gleichermaßen das wo und mit wem, als auch das wie
der Kommunikation interessant. Geprägt wird der Stil nicht zuletzt durch die indi-
viduelle Ressourcen (mentaler und materieller Art) der Abgeordneten, also welche
beruflichen und sozialen Vorerfahrungen sie mitbringen, ob sie auf Mitarbeiter mit
spezifischen PR-Kenntnissen zurückgreifen können. Zusammenfassend kann man
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sagen, dass mit dem Begriff des ‚Stils’ das kommunikative Verhalten der Abgeord-
neten typologisiert wird. Stil wird als Oberbegriff für ein kommunikatives ‚Verhal-
tensrepertoire’ im Sinne Richard F. Fennos (1978) verstanden, und nicht im normati-
ven Sinne eines ‚guten’ bzw. ‚schlechten’ Stils gebraucht. Der Kommunikationsstil,
wie er hier modelliert wird, ist ein individueller, typischer Ausdruck kommunikativer
Interaktion. Er bezieht sich auf die Kommunikation mit der Öffentlichkeit und ist
eine Art ‚öffentlicher’ Stil, durch den sich Abgeordnete als Persönlichkeiten in Insti-
tutionen der Öffentlichkeit von anderen abheben.
In der diesem Aufsatz zugrunde liegenden empirischen Untersuchung (Knaut
2009a: 235ff.) konnten vier Kommunikationsstile identifiziert werden, die nun
genauer beschrieben werden: 

a) Traditioneller Kommunikationsstil oder ‚Sehen und gesehen werden’;
b) Medienstil oder ‚Politik ohne Medien ist keine Politik’;
c) Expertenstil oder ‚Fachpresse, Fachwissen und Seriosität’;
d) Netzwerkstil oder ‚den Nerv der Leute treffen und Wahrnehmungen organi-

sieren’. 

a) Traditioneller Kommunikationsstil oder ‚Sehen und gesehen werden’
Abgeordnete mit traditionellem Kommunikationsstil verwenden viel Zeit auf ihren
Wahlkreis und nutzen nicht nur die sitzungsfreie Zeit für die Kommunikation mit
einzelnen Bürgern, Institutionen und sozialen Gruppen aller Art im Wahlkreis. Sie
sehen sich als ‚Ombudsmänner’ für die Anliegen der Bürger im Wahlkreis. Die Teil-
nahme an Veranstaltungen aller Art, vom Kleingartenvereinsfest über die Teilnahme
an einer Sitzung des Elternbeirats der Gesamtschule, ist für sie die Essenz des
‚Abgeordneten-Seins’ und trägt zur ‚Bodenhaftung’ bei.

Mehrere der Abgeordneten, die einen traditionellen Kommunikationsstil pflegen,
haben in der Regel die klassische ‚Ochsentour’ absolviert und sind so dem Wahl-
kreis seit langem verbunden. Diese Erfahrungen in der Politik sind für die Abgeord-
neten eine wichtige kognitive Ressource. Sie kennen die Spielregeln und Normen
des politischen Systems und wissen um die Mechanismen der Wiederwahl bzw. um
die Bedeutung der Präsenz im Wahlkreis. Als materielle Ressourcen, die den Kom-
munikationsstil prägen, nennen die ‚Traditionalisten’ vor allem eigene Mitarbeiter,
die als eine Art emotionale Stütze dienen. Sie werden als Vertraute gesehen, die
nicht nur den Alltag der Abgeordneten organisieren, sondern die Abgeordneten in
Fragen der politischen Kommunikation beraten. Externe Beratung durch Kommuni-
kationsprofis ist bei diesem Typus hingegen unüblich und wird eher negativ beurteilt. 

Der Fokus der Kommunikation liegt bei diesem Kommunikationsstil eindeutig auf
dem Wahlkreis. Eine Abgeordnete formuliert: „Ich halte das für falsch, wenn Abge-
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ordnete hier, in Berlin verschwinden.“ Abgeordnete mit traditionellem Kommuni-
kationsstil sehen sich oft als Ansprechpartner für die Nöte der Menschen im Wahl-
kreis. Sie pflegen, um den Bürgern bei Missständen helfen zu können, einen guten
Draht zu lokalen und regionalen Mandatsträgern. Die Bürger vertrauen ihnen im
Besondern Maße: „Also, der eine kann seinen Rentenbescheid nicht lesen oder
fühlt sich auf einem Amt ungerecht behandelt, der nächste will einfach mal, dass
ihm jemand zuhört oder letztens ein junger Mann aus welchen Gründen auch
immer, meinte er mir seinen ersten Liebeskummer erzählen zu müssen.“ Auch
wenn solche Fälle die Ausnahme sind, verweist das Zitat doch gerade in seiner
Überspitzung auf das Selbstbild dieses Kommunikationstypus. Ihr Ideal ist nicht
das eines Weltverbesserers, der seine großen Ideale umsetzen will, sondern sie
fühlen sich den konkreten Anliegen der Menschen im Wahlkreis verpflichtet. 

Direkte, traditionelle Kommunikation im Wahlkreis heißt auch, dass Abgeordnete
Einladungen aller Art, von Verbänden, Vereinen und anderen Organisationen,
annehmen. Der Besuch von Veranstaltungen gilt als wichtiges Mittel, um mit den
Bürgern ins Gespräch zu kommen und um „Sehen und gesehen zu werden.“ Die
alleinige Präsenz zeigt schon, dass sich der Abgeordnete um den Wahlkreis küm-
mert und dem Volk verbunden bleibt. Sie zeigen, dass sie nicht ‚abheben’ und zum
Volk gehören. So sind viele der ‚Traditionalisten’ in unterschiedlichen Vereinen und
Verbänden Mitglied und teilweise auch ehrenamtlich in Vorständen und Beiräten
aktiv. Die Teilnahme am Vereinsleben dient zudem, den eigenen Bekanntheitsgrad
zu steigern und sich für alle politischen Probleme, kompetent zu zeigen: „Wichtig
ist, sehr viel vor Ort zu sein, in sozialen Projekten, in Kulturprojekten, Sportvereinen.“
Der Abgeordnete wird im Wahlkreis sichtbar und erlebbar. Dieser traditionelle Stil
des ‚Da-Seins’, des Sehens und Gesehen-Werdens ist ein nicht zu unterschätzender
Aspekt politischer Kommunikation. ‚Traditionalisten’ nehmen nicht nur Einladungen
an, sondern bieten selbst ein breites Spektrum an politischen, aber auch eher kul-
turellen Veranstaltungen an. So nutzt eine Abgeordnete die besondere Lage ihres
Wahlkreisbüros: „Ich hab’ zum Beispiel ein Veranstaltungsformat, das in meinem
Wahlkreisbüro stattfindet, dieses Format heißt ‚Das Fenster zur Straße’. Das hat
damit zu tun, dass das Büro in einer Ladenzeile liegt mit einem großen Schaufens-
ter und die Idee ist, dass das, was hier in Berlin diskutiert wird und was sozusagen
bei den Leuten als Schlagzeile ankommt, das eigentlich auch transparent zu
machen.“ Eine andere Abgeordnete erzählt, dass sie über politische Angebote
hinausgeht, um über die ‚Hintertür’ sozio-kultureller Veranstaltungen Menschen
für Politik zu interessieren: „Also ich habe schon mehrmals Anti-Gewalttraining
durchgeführt bzw. in Zusammenarbeit mit dem Landeskriminalamt, wie verhalte
ich mich in gefährlichen Situationen. Ich habe ‘ne Serie gemacht, Tanzkurse, wo
Leute also Tango und Salsa tanzen lernen konnten.“ 
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Traditionalisten’ schätzen die direkten Kontakte mit den Bürgern in Veranstaltungen
aller Art als Korrekturinstanz bzw. Ergänzung zum dem, „was über die Medien nicht
läuft“. Die ‚Traditionalisten’ wollen den Bürgern zeigen, was ‚wirklich’ in Parlament
und Fraktion diskutiert wird und wie Politiker ‚wirklich’ sind. Sie zeigen sich als
Politiker ‚zum Anfassen’, die dicht an den Ohren der Bürger sind. ‚Traditionalisten’
stehen zwar den traditionellen Massenmedien skeptisch gegenüber, nutzen aber
ihre eigene Homepage, um den Bürgern Informationen über die eigene Person zu
bieten und ihre Position direkt darzustellen2. Allerdings liegt für die ‚Traditionalisten’
die Zukunft der politischen Kommunikation in einer (erneuten) Zunahme und Relevanz
direkter Kommunikation: „Ich prognostiziere, dass es dieses Bedürfnis, Menschen
zu treffen, mit Menschen zu reden, sich ein eigenes Bild zu machen, also auch die
Skepsis gegenüber dem, was in den Massenmedien präsentiert wird, was im Internet
präsentiert wird, auch das wird ja steigen.“ 

Trotz aller Präferenz direkter Kommunikationswege werden Kontakte zu den Jour-
nalisten im Wahlkreis gepflegt. Man weiß, dass ein gutes Verhältnis zu den Journa-
listen für ein positives Wahrgenommen-Werden wichtig ist. Dies allerdings sei eher
eine Frage der persönlichen Eitelkeit und nicht der Notwendigkeit. „Natürlich sieht
sich der Abgeordnete mit seinen Erfolgen, mit seinen Dingen, die er durchsetzen
konnte, gerne in der Zeitung. Das ist gar keine Frage. Erstens nochmals ist er im
Prinzip hinreichend eitel genug. Zum zweiten was spricht dagegen, die Bevölke-
rung über die Wohltaten, die man ja doch zuweilen vollbringen kann, [zu informie-
ren, AK]. Und drittens, ganz sicher, hängt es damit zusammen, dass er ja wieder
gewählt werden will. Und dann schadet ja die positive Berichterstattung nicht.“

Merkmale des traditionellen Kommunikationsstils

Handlungsressourcen
kognitiv: Vorerfahrungen in der Politik Mandate in Kommunen und Ländern bzw.
Parteiposten
materiell: interne, gering professionalisierte Beratung

Kommunikationspräferenzen
- direkte Kommunikation mit Organisationen und Einzelpersonen
- Teilnahme an Veranstaltungen
- Teilnahme und Organisation von Veranstaltungen
- Kommunikation über Internet als praktische Ergänzung
- Interaktionen mit Journalisten als Notwendigkeit
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b) Medienstil oder ‚Politik ohne Medien ist keine Politik’
Diese Abgeordneten entsprechen dem Bild, das in der Literatur über den modernen
Politiker in der Mediendemokratie vorherrscht. Es sind Abgeordnete, die Journalis-
ten bzw. die unterschiedlichen Medienkanäle zu bedienen wissen. Sie sind sich
ihrer Wirkung im Fernsehen bewusst. Abgeordnete, die einen expliziten Medienstil
pflegen, sind eine Gruppe, die in jeder Hinsicht professionell arbeiten und schon
lange im politischen Geschäft sind. Ihr Anteil ist allerdings verschwindend gering.
Dies erklärt sich, wie gleich zu sehen sein wird, schon aus den für sie typischen
Handlungsressourcen, durch die sie sich von den Abgeordneten mit anderen Kom-
munikationsstile abheben.

Die wichtigsten mentalen Ressourcen sind bei den ‚Medienabgeordneten’ die eigene
Erfahrung mit den Regeln und Arbeitsbedingungen der Journalisten aller Sparten,
dazu aber auch die eigene Sozialisation in der Politik. Medienerfahrung geht hier
einher mit Sachkompetenz und politischer Intelligenz, sich in Partei und Fraktion
langfristig zu behaupten. Hinzu kommt ein hoher Grad an Reflektiertheit über die
eigene Medienwirkung. Abgeordnete mit Medienstil, das soll betont werden, können
diesen nur pflegen, da sie sich zusätzlich zur Medienkompetenz über Jahre und
Jahrzehnte hinweg politische Kompetenzen angeeignet haben und die Regeln der
formellen und informellen Institutionen verinnerlicht haben. Ein ausgeprägter
Medienstil geht immer einher mit Fachkompetenzen. Gestützt werden diese mentalen
Ressourcen durch die materiellen. Medienabgeordnete vertrauen auf professionelle,
fraktionsinterne und -externe Berater. Aus den Interviews wird deutlich, dass die
Professionalisierung des eigenen Kommunikationsstils in der Regel abhängig von
der Position ist. Je höher das Amt, umso mehr werden die Abgeordneten von Jour-
nalisten wahrgenommen und in den Medien dargestellt, ohne dass sie selbst aktiv
werden müssten. Über das Amt werden zudem Ressourcen der Politikberatung
bereitgestellt. Fraktionsvorsitzende bekommen zum Beispiel von Fraktionsmitar-
beitern Unterstützung, um Medienauftritte vor- und nachzubereiten. 

Auch diesem Typus ist der Wahlkreis als Kommunikationsfokus wichtig. Es gibt
aber einen wesentlichen Unterschied zu anderen Typen: Medientypen wählen Ter-
mine im Wahlkreis mit Blick auf ihre mediale Verwertbarkeit aus. Das bedeutet,
dass zu Besuchen in Unternehmen, zu öffentlichen Veranstaltungen Journalisten
eingeladen werden oder dass zumindest versucht wird nicht-öffentliche Termine
mit einem Interviewtermin mit der örtlichen Presse zu koppeln. Termine vor Ort,
ohne dass darüber in den Medien berichtet wird, erscheint diesen Politikern als
wenig lohnend: „Also, wenn man so etwas [Werksbesichtigung, AK] macht, dann
achtet man schon darauf, welche Zeitungen gibt es da eigentlich, hat man zwischen-
durch auch ein bisschen Zeit, mit denen zu reden.“ Aufgrund der hohen formellen
Rollen mag die den Regionalzeitungen zugewiesene Bedeutung für die politische
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Kommunikation erstaunen, da dieser Kommunikationstyp Zugang zu allen Medien
hat. Medientypen sind aber davon überzeugt, dass ein Bericht über ihren Besuch
im Wahlkreis in der Regionalzeitung von vielen Menschen wahrgenommen wird
und dass es für die Vermittlung ihrer Anliegen genauso wichtig ist, ein Statement
in den ‚Tagesthemen’ abgeben zu können wie einen kleinen Bericht mit Bild in der
örtlichen Tageszeitung zu haben. Der Grund liegt auf der Hand, denn die Bürger
lesen nicht, was die Abgeordneten lesen: „Die lesen doch nicht ‚FAZ’ oder auch die
‚BILD-Zeitung’. Die lesen das ‚Göttinger Tageblatt’, die ‚Hannoversche Allgemeine’,
den ‚Münchner Merkur’.“ 

Um die Menschen medial zu erreichen, passen sich Medientypen den Produktions-
bedingungen und medialen Anforderungen an Kürze und Prägnanz an. Das Erfolgs-
rezept ist aber vor allem die enge, vertrauensvolle Zusammenarbeit bis hin zu einer
Art ‚Symbiose’ mit Journalisten. Die Auswahl der Angebote für Interviews, Einla-
dungen in Sendungen wird sorgfältig überlegt. „Ich habe auch schon Anfragen
abgelehnt für ‚Sabine Christiansen’, wenn das Thema eins ist, von dem ich glaube,
wo man da nicht davon profitieren kann oder wenn das nicht gut ist.“ Alles in allem
ist der Umgang mit Journalisten als professionelles Verhältnis zu charakterisieren.
Man braucht einander, ist voneinander abhängig. Gute, netzwerkartige Beziehungen
zu Journalisten sind für Spitzenpolitiker wichtig. Sie werden gepflegt, aber nicht
überstrapaziert. Abgeordnete mit medialem Kommunikationsstil loten Möglichkeiten
und Grenzen dieses Abhängigkeitsverhältnisses aus. Die (private) Freundschaft mit
Journalisten wird aber abgelehnt.

Die Bedeutung, die Medientypen dem Internet zuweisen, ist nicht eindeutig. Welcher
Stellenwert der Kommunikation über das Internet beigemessen wird, scheint hier
eine Frage des Alters zu sein. Die jüngeren Abgeordneten unter den Medientypen
nutzen das Internet als eigenes Informationsmedium. ‚SpiegelOnline’ oder die
Tickermeldungen laufen ständig nebenbei. Einer der Abgeordneten bietet einen
Podcast an, um jüngere Menschen zu erreichen. Bei den älteren Abgeordneten ist
das Internet eher ein indirektes Recherchewerkzeug; sie lassen von den Mitarbei-
tern genutzt wird. Der eigenen Homepage wird wenig Bedeutung beigemessen.
Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Internetkommunikation in den eigenen
Alltag integriert ist. 

Merkmale des Medienstils

Handlungsressourcen
kognitiv: kennt die Logik der Medien und weiß über langjährige Erfahrung seine
Wirkung in den Medien einzuschätzen
materiell: (Abgeordnete mit hohen formalen Rollen) lässt sich von außen beraten
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Kommunikationspräferenzen
- Journalisten aller Medientypen
- Kommunikation via Internet als Ergänzung medialer Kommunikation 
- direkt Kommunikation vor Ort plus mediale Berichterstattung 

c) Expertenstil oder ‚Fachpresse, Fachwissen und Seriosität’
Einen Experten-Stil pflegen diejenigen Abgeordneten, die im Parlament als ausge-
wiesene Fachpolitiker agieren und nach außen den Schwerpunkt auf Interaktionen
mit Vertretern ihres Fachschwerpunktes legen. Sie bringen zwar teilweise Fachkompe-
tenzen über einen Beruf ins Parlament mit, als Experten werden sie aber deswegen
charakterisiert, weil sie den innerhalb der Fraktion zugesprochenen Fachschwer-
punkt auch außerhalb des Parlaments als Repräsentationsfokus haben. 
Als kognitive Ressourcen sind hier vor allem berufliche Erfahrungen oder auch eine
lange Berufstätigkeit im Parlament als Fachreferent zu nennen. In dieser Gruppe
findet man auch Abgeordnete, die parallel zum Abgeordnetenmandat einer Berufs-
tätigkeit nachgehen. Der eigene Erwerbsberuf wird als entscheidende Ressource
gesehen, um das Mandat auszuüben. Die im Beruf erworbenen Kenntnisse sehen
diese Abgeordneten für die Arbeit im Bundestag als Vorteil, da zum einen im Bundes-
tag ähnliche Kompetenzen gefragt sind wie in verantwortlichen Positionen im
Berufsleben. Darunter fallen soziale Kompetenzen wie Kommunikations- und Ent-
scheidungsprozesse koordinieren zu können, Mitarbeiter anleiten und führen können,
eigeninitiativ und eigenverantwortlich zu handeln, aber auch fachliche Kompetenzen,
die als wichtige Ressource geschätzt werden. Für die Bewältigung der Aufgaben
sind diesem Typus zudem Menschen außerhalb des politischen Betriebes wichtig,
sie auch aus ihrer Berufstätigkeit kennen und die um Rat gefragt werden können.
Aus dieser Verankerung im ‚wirklichen Leben’ schöpfen die Experten ein großes
Selbstvertrauen, was ihre fachlichen Kompetenzen und ‚soft skills’ anbelangt. 

Für Experten ist der Wahlkreis im Allgemeinen uninteressant. Nicht-fachspezifische
Veranstaltungen wie Volksfeste oder Jubiläen werden eher gemieden. Die Termin-
auswahl geschieht entlang der eigenen thematischen Schwerpunkte. Direkte Kom-
munikation im Wahlkreis bedeutet dann Kommunikation mit Vertretern von für die
eigene Arbeit fachlich relevanten Verbänden sowie aus Wissenschaft und Wirt-
schaft. Je nach Fachgebiet werden Gesprächskreise zusammengestellt oder Veran-
staltungen geplant. Auch in Bezug auf Medien gilt: Sie sind wichtig, aber nur dann,
wenn sie für das eigene Fachgebiet relevant sind. Es werden gute Kontakte zu Jour-
nalisten von Fachzeitschriften bzw. allen Medien, die das Thema des Abgeordneten
bedienen, gehalten. Die Präsenz in der Fachpresse gilt als Garant für politischen
Erfolg. 
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Im Hinblick auf Internetkommunikation geben sich Experten innovativ. Die Mög-
lichkeiten des Web 2.0 werden als Chance gesehen, die eigenen Kompetenzen
darzustellen. Der eigene Blog ist eine Möglichkeit, Journalisten als ‚gatekeeper’ zu
umgehen und mit (fachlich) interessierten Bürgern ins Gespräch zu kommen. „Ich
mach’ einen kleinen Webblog, wo ich auf Dinge hinweise, die ich sonst nicht unter-
bringe bei Journalisten.“ Auch Chats und die eigene Homepage werden als Kom-
munikationsmittel genutzt: „Ich schicke Newsletter, ich rufe auf meiner Homepage
zur Diskussion auf.“ Experten nutzen alle ihnen zur Verfügung stehenden Kommu-
nikationskanäle primär mit Bezug auf ihr Fachthema. Sie geben sich dabei modern
und offen. Sie sind die unabhängigsten der Kommunikationstypen. Ihre Hand-
lungsbasis ist ihr Beruf, ein dauerhaftes Mandat kein Karriereziel. 

Merkmale des Expertenstils

Handlungsressourcen
kognitiv: berufliche Erfahrungen (‚soft kills’ und Expertise)
materiell: Beratung durch Vertraute innerhalb und außerhalb der Politik

Kommunikationspräferenzen
- überfraktionelle Expertenkontakte
- Experten in Wissenschaft, Unternehmen, Verbänden
- Fokus auf Fachmedien, Kontakte mit Fachjournalisten
- nutzen Blogs und Chats, um Journalisten zu umgehen

d) Netzwerkstil oder ‚den Nerv der Leute treffen und Wahrnehmungen organisieren’ 
Abgeordnete, die einen Netzwerkstil pflegen, verschmelzen die Kommunikations-
präferenzen der anderen Abgeordneten zu einem eigenen Stil. Ihr Repräsentations-
fokus liegt auf der möglichst breiten Vernetzung mit unterschiedlichen Arenen der
Öffentlichkeit. Sie nutzen unterschiedliche Kommunikationskanäle, um in Kontakt
mit den Bürgern zu treten. Sie setzen nicht auf einen Kommunikationskanal, sondern
sind davon überzeugt, dass politischer Erfolg heute nur über Kommunikation in
vielen unterschiedlichen Arenen der Öffentlichkeit möglich ist. Über eigene Vorer-
fahrungen im politischen System gelingt es ihnen reflektiert, wohlmöglich auch
strategisch vorzugehen. Abgeordnete mit Netzwerkstil wollen Politik möglichst
breit vermitteln und selbst möglichst breit Informationen aus der Bevölkerung auf-
nehmen. 

Als kognitive Ressourcen nennen Abgeordnete, die einen Netzwerkstil pflegen,
emotionale Stabilität und starke Nerven. Dies sind Voraussetzungen für alle, so die
Abgeordneten, die im Beruf weitreichende Entscheidungen zu fällen und zu verant-
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worten haben. Politiker müssten zudem lernen, mit Konflikten, sachlichen und per-
sönlichen Auseinandersetzungen umzugehen. Man muss lernen, „mit einem
unglaublichen Maß an Beleidigungen umzugehen, die unter normalen Menschen
dazu führen, dass man sich nie im Leben wieder sprechen würde, aber in der Politik
eben, weil es nicht hilft, nichts daran ändert, sich daran erinnert, dass man sich am
nächsten Tag wieder vertragen muss.“ Diese Härte gekoppelt mit guten emotionalen
Selbstschutzmechanismen, die sich auch in den anderen Interviews ausdrücken,
erwerben die Netzwerker durch langjährige Erfahrungen in herausragenden Posi-
tionen in der Politik. 

Sie kennen die Spielregeln des politischen Betriebs seit langem: Alle Abgeordneten,
die zum Netzwerktyp gerechnet werden, haben auch Erfahrungen auf Leitungsebene
in den Bundesländern, durch Spitzenpositionen in den Parteien oder durch beruf-
liche Tätigkeiten in der Politik als Mitarbeiter und Referenten. Durch ihre professio-
nellen Vorerfahrungen auf verschiedenen Ebenen im politischen System und dem
Fokus auf ‚vernetzte’ Kommunikation unterscheiden sie sich von Abgeordneten der
anderen Kommunikationstypen. Eine weitere wichtige kognitive Ressource bilden
für die Abgeordneten sind Freunde und Familie. Sie beraten den Abgeordneten,
geben Kommentare. Sie schätzen es, Zeit mit Freunden und Familie zu verbringen,
um Abstand vom politischen Geschäft zu bekommen und Urteile aus einem nicht-
politischen Umfeld zu bekommen. Ihre Mitarbeiter im Bundestags- und Wahlkreis-
büro, tragen zum vernetzenden Kommunikationsstil bei. Sie fungieren nicht nur als
Ratgeber, was Medienauftritte angeht, sondern dienen auch als Informanten und
Sensoren für die Politik der Länder und des politischen Gegners.

Abgeordnete mit Netzwerkstil haben keine eindeutigen Kommunikationspräferenzen.
Sie sehen sich als Politikvermittler die ihre Aktivitäten auf vielfältigen Arenen
öffentlicher Kommunikation streuen. Wo nötig, greifen sie ein, vermitteln und orga-
nisieren: „Wenn’s irgendwo brennt, dann muss die Feuerwehr hin. Dann muss es
schnell gehen. Das gilt für den Wahlkreis wie für Termine, die ich im Land wahrneh-
me.“ ‚Netzwerker’ nutzen alle möglichen Gelegenheiten, um die eigene Arbeit in
der Öffentlichkeit darzustellen. Welche der Angebote angenommen werden, wird
‚aus dem Bauch’ heraus entschieden, das heißt eben auch aufgrund früherer
Berufserfahrungen im politischen Betrieb. Politikvermittlung heißt für solche Abge-
ordnete: „den Nerv der Leute zu berühren und zu treffen und da auch ein Gespür
zu entwickeln. Nervenstränge auch wieder aufzubauen und Wahrnehmungen zu
organisieren.“ Welche Interessen die Bürger haben und was sie bewegt, erfahren
die Abgeordneten durch Kommunikation mit Parteifreunden, Bürgern, Journalisten,
Lobbyvertretern. Das kann im Alltag bedeuten, „dass wenn Sitzungswoche ist und
ich ‘nen Vortrag in [X] habe, setze ich mich am Nachmittag ins Flugzeug, fliege
dahin und fliege abends zurück und bin dann am nächsten Sitzungstag wieder hier.
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Oder am Wochenende sind ja auch sehr viele Parteiveranstaltungen.“ Direkte Kommu-
nikation mit Partei oder Journalisten ist den Abgeordneten, die einen ‚Netzwerkstil’
pflegen ebenso wichtig wie die Kommunikation mit überregionalen Interessenor-
ganisationen. Gleichzeitig wird der Kontakt in den Wahlkreis aufrechterhalten.

Internetkommunikation scheint für die ‚Netzwerker’ kaum eine Rolle zu spielen.
„Also das [Internet, AK] brauchen wir, ist aber noch nicht entscheidend. Wie gesagt,
das ersetzt nicht direkte Gespräche in klassischer Form der Absprache.“ Dass das
Internet ein ‚Muss’ ist, davon sind die Abgeordneten überzeugt, aber ob die darüber
vermittelten Politikinhalte auch bei den Bürgern ankommen Wirkung zeigen, bleibt
unklar. Die ‚Netzwerker’ betonen, dass bei der Kommunikation via Internet
bestimmte Gruppen ausgeschlossen werden, die aber durch Besuche im Wahlkreis
und die traditionellen Medien erreicht werden können. „dass diejenigen, die mit
bestimmten Medien, nämlich dem Internet nicht umgehen können, aus welchen
Gründen auch immer und denen, die damit umgehen können, das wird eine große
Kluft geben in der Gesellschaft.“ Der eigene Umgang mit dem Internet dient der
raschen Kommunikation mit Bürgern und Mitarbeitern. Es wird als einer von vielen
Kommunikationskanälen gesehen. 

Merkmale des Netzwerkstils

Handlungsressourcen
kognitiv: längere Erfahrung in der Politik 
materiell: Mitarbeiter und Freunde als Berater

Kommunikationspräferenzen
keine besondere Präferenz

Fazit
Im Ergebnis zeigen sich zwei eindeutige Trends3 ab: Der ‚Medienpolitiker ist die
Ausnahme. Diejenigen, die ‚Medienpolitiker’ als dominierenden Typus heute
sehen, gehen im Grunde ihrer eigenen Prämisse auf den Leim: Indem behauptet
wird, die Demokratie wandele sich zur Mediendemokratie, wird geschlussfolgert,
auch die Abgeordneten würden Akteuren, die primär über Massenmedien mit den
kommunizierten und in ihrem Erfolg von diesen abhängig sind. Abgeordnete, die
sich um die Belange des Wahlkreises und seiner Wähler kümmern, und dazu Ver-
anstaltungen aller Art nutzen, der ‚Normalfall’ sind. In den Kommunikationsstilen
deutet sich allerdings eine interessante Entwicklung an: Nicht wenige Abgeordnete
verstehen politische Kommunikation als Kommunikation in sehr unterschiedlichen
Institutionen in der Öffentlichkeit und über die unterschiedlichsten Medien. Sie
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haben keine eindeutigen Kommunikationsfoci, sondern versuchen, den Anforde-
rungen moderner Demokratien mit den eingangs geschilderten Herausforderun-
gen gesellschaftlichen, globalen und medientechnologischen Wandels gerecht zu
werden. Dazu gehört die Interaktion mit Journalisten, Verbandsvertretern und
Experten in gleichem Maße wie die Kommunikation mit Bürgern und das Besuchen
von Veranstaltungen im Wahlkreis. Weder wird die Kommunikation über Medien als
entscheidende Institution der Politikvermittlung gesehen, noch die Kommunikation
über Lobbygruppen oder die Profilierung als Experte. Ihre kommunikative Präfe-
renz liegt auf der möglichst breiten Abdeckung unterschiedlicher Kommunikations-
bedürfnisse von Bürgern, sich über Politik zu informieren. Bürger, die sich nur über
das Internet informieren wollen, sollen genauso erreicht werden, wie die, die sich
am liebsten beim sonntäglichen Frühschoppen mit ‚ihrem Abgeordneten unterhalten.
Sie setzen sozusagen nicht auf eine Karte, sondern entscheiden je nach Anliegen
und Thema, welche Institutionen politischer Kommunikation sie benutzen. Lang-
fristig wollen sie mit dieser Strategie politische Erfolge erzielen, denn sie sind
davon überzeugt, dass ihr Bekanntheitsgrad und die Unterstützung ihrer Anliegen
nur über eine breite kommunikative Vernetzung in die Gesellschaft hinein zu
sichern ist.

Der Medienpolitiker – eine (Selbst-)täuschung?
Die Analyse der Kommunikationsstile zeigt es deutlich: Abgeordnete gehen heute
zwar souverän mit Medien um, das Gros unter ihnen sieht aber Medien bzw. die
Interaktion mit Journalisten als Kommunikationsmöglichkeit unter mehreren an.
Abgeordnete, die sich in ihrem responsiven Verhalten alleine auf Medien stützen,
sind die Ausnahme, nicht die Regel. Fast alle Abgeordneten setzen auf den Multi-
plikatoreneffekt direkter Kommunikation mit den Bürgern. 

Um die Ausgangsfrage aufzugreifen: Warum haben Bürger ein so schlechtes Bild
von Politikern und warum hält sich in der Literatur der ‚Medienpolitiker’ als Proto-
typ des modernen Politikers so hartnäckig? Auch wenn hier kein ‚Journalisten- und
Politikerbashing’ vorgenommen werden soll: Die Agenda-Setting-Macht der Medien
und die Konzentration medialer Darstellung auf einige wenige Spitzenpolitiker (die
zumeist der Exekutive angehören) verändert die Wahrnehmung von Politikern
durch die Bürger. Wenn einige Politiker und Journalisten einzeln und gemeinsam
am Mythos der Abhängigkeit der Politiker von den Medien stricken (Politiker, um
sich die Aufmerksamkeit der Journalisten zu versichern; Journalisten, um die Auf-
merksamkeit der Rezipienten zu bekommen), dann gehen politische Diskussionen
und die differenzierte Darstellung über das politische Personal in einem großen
Rauschen unter: „Man muss aufpassen, dass man nicht am Ende Dinge produziert,
die Politiker, die Journalisten, alle Medien zusammen, die nichts weiter sind als ein
großes Grundrauschen.“ Politik und Politiker sind nicht mehr differenziert wahrnehm-
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bar. Politik(-er-)verdrossenheit nimmt zudem zu, wenn immer dieselben Politiker
Medienpräsenz bekommen: Die traditionellen Massenmedien spiegeln nicht die
Vielfalt der politischen Persönlichkeiten, sondern konzentrieren sich auf einige
wenige Spitzenpolitiker.4

So verwundert es nicht, dass auch Abgeordnete selbst in der Regel eine eher skep-
tische Haltung der Abgeordneten gegenüber Journalisten einnehmen: „Na, Journa-
listen sind ja Profis. Aber sie, nicht alle nehmen Ihren Beruf wirklich ernst.“ Manche
Journalisten seien kompetent, andere hingegen nicht: „Ich erlebe, dass es Journa-
listen gibt, die in einer außerordentlich gründlichen Art und Weise arbeiten, sehr
gut vorbereitet sind, in Fach- und Sachthemen außerordentlich kundig sind, was
den Politikbetrieb angeht, sehr, sehr gut vernetzt sind und Kenntnisse haben. Ich
erleb’ auf der anderen Seite Journalisten, wo es mich beinahe vom Stuhl fegt über
die sachliche und fachliche Unkenntnis und wo sie auch keine Scheu haben, die
Preis zu geben. Weil nicht nur, der [der] antworte[t], sich blamieren kann, sondern
auch der, der Fragen stellt, sich ja hinreichend blamieren kann.“ An anderer Stelle
kritisieren allerdings Abgeordnete, dass generell bei Journalisten zu beobachten
sei, dass die politische Kompetenz, Wissen um politische Zusammenhänge und
ihre Einordnung abgenommen hätten. Ihrer eigentlichen Aufgabe, der Selektion
und Gewichtung von Nachrichten und den Menschen Orientierung zu geben,
kämen die Journalisten nicht mehr nach. Stattdessen dominiere ein einheitliches
Bild der Medieninhalte, da die Journalisten aus Angst, den ‚scoop’ des Tages nicht
im eigenen Medium zu haben, zuerst sehen würden, was die anderen schreiben.
Aus Sicht der Abgeordneten bedeutet das, dass die Journalisten das Tempo vorgeben,
vor allem bei Konflikten: „Na ja, natürlich bestimmen Medien in gewisser Weise
das Tempo, wenn sie jetzt ‘ne Stellungnahme zu Sachen wollen, also gerade
Sachen, die sagen wir mal kitzlig sind. Also, immer wenn irgendwelche Skandale
kommen, […] oder Knatsch in den eigenen Reihen, also Konflikte innerhalb einer
politischen Gruppierung. Da machen die Medien auch das Tempo. Ist ja klar. Weil
man da schlecht ausweichen kann und sagen kann, ‘nee, dazu sage ich jetzt
nichts.“
Der beschriebene Veränderungsprozess in der Arbeitsweise von Journalisten hat
für die Abgeordneten Konsequenzen: Das, was in den Medien ‚gespielt wird’, muss
auch im Parlament behandelt werden. Abgeordnete müssen sich überlegen, ob sie
sich der Logik der Medien anpassen und um welchen Preis. Nicht zuletzt hat der
beschriebene Wandel Auswirkungen auf die Wahrnehmung der Abgeordneten in
der Gesellschaft. 

Fasst man die Ansichten der befragten Abgeordneten über Journalisten zusam-
men, fällt auf, dass die Abgeordneten fast durchgängig bereit sind, die Regeln des
Journalismus anzuerkennen, allerdings sind sie nicht bereit, um jeden Preis mitzu-
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machen. Die Regeln zu kennen, wird als wichtig angesehen, ggf. holt man sich auch
Unterstützung, um ‚Medientechniken’ einzuüben oder schaut sich ‚Tricks’ ab. Aber
die befragten Abgeordneten fühlen sich nicht den Regeln ausgeliefert, sondern
glauben, sie könnten sie mitgestalten. Es ist wie ein Spiel, in dem zwar die Grund-
regeln durch die Journalisten bestimmt werden, die Abgeordneten aber im Spiel
die Regeln modifizieren können. Allerdings zeigt sich in den Interviews fast durch-
gängig eine bereitwillige Zustimmung zur These der ‚Macht der Medien’. Eine mög-
liche Erklärung ist, dass seit einigen Jahren eine Vielzahl von Phrasen über die
Feuilletons der Qualitätsmedien über das Verhältnis von Politik und Medien ver-
breitet wird, die von den Abgeordneten unhinterfragt übernommen werden. Darunter
zählt sicherlich die These von der ‚Mediokratie’ oder von der Talkshow „Sabine
Christiansen“ als ‚Ersatzparlament’. Typisch ist folgende Aussage: „Ja, die Medien
haben Macht, haben in Deutschland sehr viel Macht, können Themen spielen, kön-
nen Politiker in die Enge treiben bei bestimmten Themen. Die Medien, insbesondere
natürlich das Fernsehen und die schon erwähnte ‚BILD-Zeitung’ haben eine sehr
große Bedeutung und eine sehr große Machtfülle in Deutschland.“ Beklagt wird
von den Abgeordneten, dass Medien als Agenda-Setter Themen auswählen, die
dann auch im Parlament aufgegriffen werden müssten und andersherum, dass
„Themen, die in der Medienöffentlichkeit gar nicht vorkommen, bei den Themen ist
es auch schwer sie auch im Parlament durchzusetzen. Also insoweit sind wir schon
stark davon abhängig, ob Medien die Themen aufnehmen, für die wir uns einsetzen.“ 

Die Themensetzungsmacht der Journalisten wird in manchen Interviews durch eine
Macht über die Art der Diskurse ergänzt. So meinen einige Abgeordnete, dass
Medien nicht nur die Themenagenda bestimmen, sondern auch die Richtung der
Diskussionsprozesse im Parlament vorgeben würden. Die politische Meinungsbil-
dung finde nicht mehr an ihrem originären Ort, im Parlament statt, sondern hat sich
„raus [aus] den Gremien des Parlamentes hinein in die Medien verschoben.“ 

Spiegelt man die relevanten Aussagen mit den Gesamtinterviews, tauchen Wider-
sprüche auf. Die These erhärtet sich, dass bestimmte ‚Schlüsselfragen’, die den
Abgeordneten vermutlich öfter gestellt werden, bestimmte Standardantworten
provozieren, die sich im Gesamtzusammenhang jedoch anders darstellen. So
könnte man aus manchen Aussagen schließen, Abgeordnete wären von der ‚Macht
der Medien’ überzeugt. Sieht man sich die Aussagen der Gesamtinterviews an
bestätigt sich der Eindruck, dass Abgeordnete von der ‚Macht der Medien’ über-
zeugt sind, nicht. Das Ergebnis meiner Studie belegt aber das Gegenteil: Selbst bei
Abgeordneten, die von der Ohnmacht des Parlaments sprechen, stellt sich deren
politische Kommunikationsarbeit als kaum von den Medien abhängig dar (vgl.
Knaut 2009a).
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Weitergetragen werden solche Grundannahmen von der ‚Macht der Medien’ auch
über eine Vielzahl von Begegnungen zwischen Politikern und Journalisten in Berlin.
Diejenigen Journalisten, die Bücher und Artikel über Journalismus in Berlin schreiben,
sind in der Regel auch die, mit denen Politiker in Berlin auf zahlreichen Veranstal-
tungen informell zusammentreffen und wo man gegenseitig Ansichten über den
politisch-medialen Betrieb in Berlin austauscht. Dieser Typ Journalisten bildet
zusammen mit den Politiker, die auf solche kulturellen Veranstaltungen gehen,
eine Art ‚Selbstinszenierungsgemeinschaft’, die der gegenseitigen positiven Dar-
stellung dient (vgl. Knaut 2008). Die Folge der Selbstinszenierung ist, dass diese
‚Alpha-Journalisten’ bereitwillig Politik über Personen darstellen und Politiker ver-
mutlich aus diesen Situationen Grundannahmen über Medien mitnehmen, die sie
weitergeben.

Bezogen auf die Kommunikationspräferenzen der Abgeordneten ergibt sich ein
Paradox: Einerseits glauben Abgeordnete, die (Selbst-)Darstellung über Massen-
medien gehöre zum politischen Geschäft, sie bräuchten Journalisten, um in der
Öffentlichkeit wahrgenommen zu werden, gleichzeitig nutzen die meisten Abge-
ordneten vielfältige andere Formen der politischen Kommunikation, in denen
Massenmedien höchstens als Berichterstatter die Begleitmusik liefern. 

In der Konsequenz agieren die Abgeordneten in sehr unterschiedlichen Kommuni-
kationsnetzen – entweder, primär im Wahlkreis, weil diese Fokussierung ihrem
Selbstverständnis als Abgeordnetem entspricht oder in unterschiedlichen Kommu-
nikationsnetzwerken, weil sie sich der Notwendigkeit eines breit gestreuten Kom-
munikationsnetzes sicher sind, in einer Gesellschaft mit Bürgern, die in ihren Ein-
stellungen, Präferenzen und Bindungen unsicher geworden sind und ständig neu
überzeugt werden wollen. Der Netzwerkstil als Trend ist im Grunde die Reaktion
des ‚neuen’ Abgeordneten auf den flexiblen, sich wechselnden Ideologien und
Gruppierungen anschließenden Bürger der Postmoderne. Der Medienpolitiker als
Ausnahmeexemplar hingegen ist Produkt der „Selbstinszenierungsgemeinschaft“
(Knaut 2008) aus einem sich selbst verstärkenden Diskurs unter Alphajournalisten
und Spitzenpolitikern. Abgeordnete heute wollen vor allem ‚nicht in Berlin ver-
schwinden’, sondern sichtbar sein, auch über Medien, aber vor allem auch durch
direkte Präsenz vor Ort, im Gespräch mit den Bürgern. 

1 Die Bildung von ‚Kommunikationsstilen’ ist ein Teilergebnis meiner empirischen Untersuchung, die ich im Rahmen meiner Dissertation

‚Abgeordnete als Politikvermittler’ (Knaut 2009) erstellt habe. In der Dissertation wurde ein mehrdimensionales Modell von Repräsentation

entwickelt. Die Kommunikationsstile sind ein Analyseelement neben weiteren (Selbstverständnis der Abgeordneten, Nutzung informeller

Institutionen und symbolische Repräsentation), die die Repräsentationstypen charakterisieren. Allen Abgeordneten, die sich zu (anonymsier-

ten) Tiefeninterviews mit mir bereit erklärt haben, sei an dieser Stelle ausdrücklich gedankt. 

2 Zur Nutzung der eigenen Homepage als Medium direkter Kommunikation zwischen Abgeordneten und Bürgern vgl. Knaut (2009b).

3 Von den insgesamt 27 interviewten Abgeordneten sind insgesamt 11 dem ‚Traditionellen Stil’ zuzurechenen, vier pflegen einen ausgeprägten

‚Medienstil’, drei einen ‚Expertenstil’ und für 10 Abgeordnete ist der ‚Netzwerkstil’ typisch (vgl. Knaut 2009: 269).

4 Auf Potentiale der Neuen Medien kann hier nicht eingegangenen werden. Inzwischen haben fast alle Bundestagsabgeordneten eine
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Homepage, über die sich die Bürger individuell informieren können. Nach einer Erhebung von Thomas Zittel hatten 2004 87,8 Prozent aller

Bundestagsabgeordneten eine eigene Homepage, im Jahr 2000 waren es nur 29,8 Prozent (vgl. Zittel 2002: 197). Inzwischen dürften es, auch

angesichts des Bundestagswahlkampfes nochmals etliche mehr sein. Allerdings sind in Deutschland die Online-Angebote der traditionellen

Medien, mit dem genannten Problem der Fixierung auf politische Prominenz und die Exekutive am Beliebtesten. Alternative Angebote wie

homopoliticus.de, netzpolitik.org, politik,-digital.de oder e-politik.de sind Sache eher ‚Außenseiter’-Medien. 
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Politische Führung in Zeiten des Internets

Von Dr. Leonard Novy

Vorbild Obama
Bis vor kurzem galt der US-Präsidentschaftswahlkampf als Werbeschlacht, die
Heerscharen von Managern, Meinungsforschern und Marketingexperten Arbeit
gab, vor allem aber die in Europa verbreitete Kritik zu bestätigen schien, dass die
jüngere Historie der US-Demokratie im Wesentlichen eine Verfallsgeschichte sei.
Mit Barack Obama hat sich dies geändert. Obwohl sein Wahlkampf, sowohl was
den Einsatz von Geld als auch den Professionalisierungsgrad angeht, alles je da
gewesene übertraf, heißt es vom ehemaligen Jungsenator aus Illinois schon heute,
dass er die US-Demokratie verändert habe. Er mobilisierte die grassroots, inte-
grierte Bevölkerungsschichten in den politischen Prozess, die für die Politik verloren
schienen und bot verschiedensten Bevölkerungsgruppen Motive und Möglichkeiten
dafür, Teil eines gemeinsamen Projekts zu werden. Großen Anteil daran hatte die
brillante Nutzung des Internets, die Obama nicht zu unrecht die Titel „Internetprä-
sident“ oder „president 2.0“ einbrachte, und rasch zum Gegenstand einer hymni-
schen Berichterstattung auf beiden Seiten des Atlantiks wurde.1 Obama bescherte
den USA 2008 den ersten Internetwahlkampf ihrer Geschichte. Seit 1960, als
Kennedy sich das immer populärer werdende Fernsehen zu Nutze machte, hat es
keinen Wahlkampf gegeben, in dem eine sich verändernde Technologie einen so
großen Einfluss. Die Zahlen sprechen für sich:

• 50 Prozent der Internet-Nutzer in den USA haben 2008 eine E-Mail „mit poli-
tischem Inhalt oder Bezug zum Wahlkampf“ verschickt oder weitergeleitet;

• 5 Prozent der User haben in Blogs und Foren einen Kommentar zum Wahl-
kampf veröffentlicht;

• 6 Prozent haben online für einen oder mehrere Kandidaten gespendet;
• 22 Prozent sagten, ohne das Internet wären sie „weniger oder gar nicht

involviert“.

Der Hype – auch und gerade um den Faktor Internet -, die Euphorie und die beinahe
mythische Überhöhung Obamas sind ein dreiviertel Jahr nach Amtsantritt einer
gewissen Ernüchterung gewichen: die Popularität Obamas ist gesunken, das Land
nachwievor durch einen tiefen politisch-ideologischen Graben gespalten und die
schrille, mit anti-intellektuellen und rassistischen Ressentiments codierte Kritik der
politischen Rechten, mit der Obama bereits im Wahlkampf konfrontiert gewesen
war, hat noch zugenommen, seit er versucht, das US-Gesundheitssystems zu refor-
mieren. Andererseits mussten viele seiner Unterstützer enttäuscht feststellen,
dass Obama als Präsident weder Wunder vollbringt noch willens ist, einseitig die
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Ziele des links-liberalen Flügels der Demokraten zu verfolgen.2 Bemerkenswert
bleibt aller Ernüchterung zum trotz, wie die Obama-Regierung das Internet nutzt
(wenn auch eingeschränkter als im Wahlkampf ). Wie im Wahlkampf auch tut sie
dies nicht aus hehren demokratiepolitischen Motiven, sondern vor allem aus Kalkül:
um sich die Unterstützung ihrer Anhänger zu sichern und um die aggressive Kritik
des aus Think Tanks, Talk Radio und Kabelfernsehen (insbesondere Fox News)
bestehenden konservativen Meinungsnetzwerks zu kontern, das den Präsidenten
wahlweise als Kommunisten, Faschisten oder gebürtigen Keniaer diffamiert, der
folglich kein legitimer US-Präsident sein könne. Mittels des Internets kann Obama
auf solche Anwürfe reagieren, mediale „gate keeper“ umgehen und mit seinen
Anhängern direkt kommunizieren. 
Dieser Beitrag geht der Frage nach, wie es dazu kam, wie es Obama gelingen konnte,
zu mehr als lediglich der x-ten Alternative um das Präsidentenamt zu werden, sondern
eine soziale Bewegung ins Leben zu rufen, die ihn letztlich zum 44. Präsidenten der
Vereinigten Staaten machte.3 Dabei, so die These, geht es nicht nur um das World
Wide Web, Campaigning oder politische Kommunikation. Es geht um ein zeitgemäßes
und konsequent umgesetztes Verständnis politischer Führung (Leadership), das
gesellschaftlichen Veränderungen Rechnung trägt, für die das Internet gleichsam
Ausdruck und Treiber ist.4

Leadership via World Wide Web – Obamas Onlinewahlkampf
Anders als in Deutschland, wo Führung und Demokratie historisch bedingt lange
als Antagonismen verstanden wurden, nimmt Leadership im öffentlich-politischen
Diskurs der USA traditionell eine zentrale Stellung ein. Deutlich wurde dies bereits
im Rennen um die demokratische Präsidentschaftskandidatur. Während Hillary
Clinton damit warb, dass sie die Erfahrung aufbringe, um das mächtigste Land der
Erde zu führen („experience to lead“), konterte Obama, dass nur er aufgrund seiner
Distanz zum Establishment einen grundlegenden Wandel herbeiführen könne
(„leading change“). Dessen Akteur, so lautete die zweite zentrale Botschaft Obamas,
sei jedoch nicht er alleine, sondern das ganze Land („Yes, WE can“). Hierin mani-
festierte sich die Auffassung, dass politische Führung nicht einseitig im Sinne
hierarchischer Top-Down-Prozesse zu verstehen ist, sondern aus zwei interdepen-
denten Akteuren besteht: Dem Führenden (Leader) auf der einen Seite und seinen
potentiellen Anhängern (Follower) auf der anderen. Erst der imaginäre Pakt, den
beide schließen, macht den Führenden zum Führenden und die Anhänger zu
Anhängern. Ein Leader in demokratischen Systemen gewinnt seine Follower also
nicht ein für alle Mal, sondern hat diese ständig von seiner Führungsleistung zu
überzeugen und zu mobilisieren (vgl. Fliegauf, Kießling, Novy 2008). 
Der Harvard-Politologe Robert Putnam (1995) argumentierte vor mehr als einem
Jahrzehnt in seinem viel beachteten Artikel „Bowling Alone“, dass die abnehmende
Partizipation in zivilgesellschaftlichen Organisationen die amerikanische Demokratie
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bedrohen würde. Obama dagegen hat erkannt, dass sich die gesellschaftliche
Beteiligungsansprüche in den letzten Jahrzehnten nicht wesentlich verringert, son-
dern massiv verändert haben und sich politische Partizipation längst nicht mehr
auf die Akzeptanz von Entscheidungen einer Elite reduziert, sondern immer mehr
auf Teilhabe ausgerichtet ist. In dem Bewusstsein, dass dies nicht zuletzt mit der
Informationsrevolution durch das Internet zu tun hat, entwickelte Obamas Online-
Wahlkampfteam „Tripple O“ (Obama’s Online Operation)5 eine ausgeklügelte Kom-
munikationsstrategie, die, wenn es um den Umgang mit den klassischen Massen-
medien ging, nichts dem Zufall überließ, während sie im World Wide Web mit großer
Konsequenz neue Wege beschritt.
Festzuhalten ist: Barack Obama hat den Internetwahlkampf nicht erfunden. Bereits
2004 hatte Howard Dean im demokratischen Vorwahlkampf das WWW eingesetzt,
um Spenden zu sammeln und Wahlkampfhelfer zu rekrutieren (siehe Nagourney
2008). Doch der Obama wusste das Medium optimal für seine inhaltliche Botschaft
des Wandels „von unten“ einzusetzen: „One of my fundamental beliefs from my
days as a community organizer is that real change comes from the bottom up,’’
erklärte der Harvard Law School-Absolvent und fügte hinzu: „And there’s no more
powerful tool for grassroots organizing than the Internet“ (zitiert in Stelter 2008).
Revolutionär an seiner Nutzung des Webs war nicht die Technologie, nicht einzelne
Applikationen und Tools des Online-Wahlkampfs. Revolutionär war die Tatsache,
dass er ihn mit der Welt außerhalb des Netzes verknüpfte, ihn mit Leben und Emo-
tionen füllte.6 Dabei benutzte Obama das WWW zunächst in eher konventioneller
Weise, nämlich um die Mitglieder des „movement for change“ (und selbstverständlich
auch unabhängige Wähler) mit seinen konkreten Zielen vertraut zu machen. 
Als zentrale „Anlaufstelle“ und Informationsplattform fungierte www.barackoba -
ma.com. Hier konnten sich Nutzer über den Kandidaten und seine Familie informie-
ren und Stellungnahmen Obamas zu aktuellen Entwicklungen wie der im August
2008 hereinbrechenden Finanzkrise oder wichtigen Eckdaten (beispielsweise den
monatlichen Arbeitslosenzahlen) abrufen. Die Seite füllte den griffigen, aber diffu-
sen Slogan „change“ mit Substanz, indem sie jene Vorhaben vorstellen, mit deren
Hilfe der beschworene Wandel der amerikanischen Politik und Gesellschaft zu
bewerkstelligen wäre. Insgesamt führte das Obama-Team seine Pläne für 30 „issue
areas“ auf, die sich von der Wirtschafts- und Finanzpolitik über Vorhaben im Energie-
und Umweltsektor sowie der Außen- und Verteidigungspolitik bis hin zur Bildungs-
politik erstreckten. So war es den Nutzern möglich, sich ausführlicher mit Obamas
Politikplänen auseinander zu setzen, ehe sie selbst aktiv wurden. 
Selbst Initiative ergreifen und ihrerseits Führung ausüben konnten sie mittels der
von Obamas Chefstrategen David Plouffe und „Tripple O“ entwickelten Organisati-
onsplattform my.barackobama.com („MyBO“).7 Aufgebaut im Stile anderer socnets
(Social Networking Sites) wie facebook.com oder myspace.com erhielt jeder Nutzer
ein Profil und konnte so potentielle Wähler per Email oder Telefon akquirieren, Treffen
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organisieren, Informationen verschicken und nicht nur selbst online spenden, sondern
auch Freunde, Bekannte oder Nachbarn zum Spenden auffordern. Zudem konnte
sich jeder User über anstehende Termine in seiner Umgebung informieren, um sich
bei diesen ebenfalls zu engagieren. 
Indem sie ihren Mitgliedern mit MyBO einen virtuellen Raum zur Verfügung stellte,
in welchem ihnen verschiedenste Formen der selbstständigen, proaktiven und
zumeist lokalen Beteiligung aufgezeigt wurden, gelang es der Kampagne ein Netz-
werk aus über zwei Millionen Aktivisten zu schaffen (Moore 2008), die als „influ-
entials“ ihre Umgebung beeinflussen konnten. So holte Obama gerade die Gruppe
der Jungwähler in den politischen Prozess zurück, die angeblich für die Politik ver-
loren schien, weil er ihren Mitgliedern ermöglichte auf die ihnen vertraute Weise
Teil eines gemeinsamen Projekts zu werden. Nicht verwunderlich, dass ein Obama-
Unterstützer seine lokale Gruppe mit den Worten charakterisierte: „These are not
party politicos. That’s why they liked Obama“ (zitiert in Moore 2008). Zwar fällt es
in den meisten Bereichen schwer konkrete Ergebnisse eindeutig kausal auf MyBO
zurück zu führen, einen Anhaltspunkt für deren Wirkung liefert aber die Aufschlüs-
selung von Obamas Wahlkampfspenden: Für seinen Präsidentschaftswahlkampf
konnte Obama von über 3,7 Millionen Einzelpersonen insgesamt rund 750 Millionen
US-Dollar sammeln, der Großteil Klein- und Kleinstspenden. 500 Millionen Dollar,
stammten dabei von mehr als drei Millionen Online-Usern (Talbot 2009). 
My.barackobama.com blieb nicht die einzige virtuelle Mobilisierungsplattform der
Kampagne. Der bis Anfang 2008 noch wenig bekannte Obama war auch auf allen
relevanten socnets, unter anderem facebook.com, myspace.com oder linkedin.com,
präsent und konnte sich so eine Heerschar von Unterstützern sichern, die dann mit
einem Mouseclick auf lokale und nationale Termine wie Wahlkampfreden oder die
TV-Duelle mit seinem republikanischen gegenüber McCain aufmerksam gemacht
oder zu freiwilligen Diensten wie Telefonanfragen oder Hausbesuchen (canvassing)
aufgefordert werden konnten. Allein auf facebook.com vernetzten sich bis zur Wahl
über dreieinhalb Millionen User mit Obamas Profil. Aktuell kommuniziert der Prä-
sident allein auf facebook.com mit über sechseinhalb Millionen Bürgern, um sie
mit Aufforderungen wie den folgenden für seine Vorhaben zu mobilisieren: „Feeling
fired up and ready to go on health insurance reform-let’s get this done.“ (22.9.2009)
oder „Volunteers all over the country are organizing Health Reform Phone Booths
to generate calls to Congress. Can you spare your lunch break (or any hour or two)
to organize one in your area?“ (16.9.2009). Wie im Wahlkampf auch können Bürger
reagieren, kommentieren und Fragen stellen. So erhielt jeder Bürger, der Obama
während des Wahlkampfs eine Frage über seine Website oder Internetanwendungen
wie twitter.com schickte, binnen weniger Tage eine Antwort. Diese Art der Vernet-
zung, ebenso wie die Verwendung von mehr als 13 gesammelten Millionen Email-
Adressen (Elliott 2008), erleichterte das Zuführen von Informationen, Argumenten
oder talking points sowie das blitzschnelle Erwidern von Standpunkten, Vorwürfen
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oder Gerüchten der Gegenseite. Dabei wurden aus bloßen Informationsempfängern
oftmals Transmitter, weil es Blogs, Emails und socnets den Mitgliedern der von Lee
Rainie vom Pew Internet & American Life Project getauften „participatory class“
(siehe Vargas 2008a) erlauben, jede erhaltene Nachricht zu kommentieren, auf den
neuesten Stand zu bringen und sie anschließend an Verwandte, Bekannte, oder
den gesamten virtuellen „Freundeskreis“ beziehungsweise Emailverteiler weiter
zu senden.8 Dies versetzte das Obama-Team in die Lage nicht nur schnell und kos-
teneffizient, sondern auch wesentlich direkter und persönlicher mit seinen Anhän-
ger zu kommunizieren und diese bei Bedarf und je nach Engagement-Bereitschaft
zu mobilisieren.9 Und natürlich dienten all diese Applikationen ebenso wie der
Gebrauch von SMS-Nachrichten dazu, die potenziellen Wähler am 4. November
2008 (wie zuvor bereits bei den jeweiligen primaries) zum Urnengang zu bewegen
(siehe Carr 2008). Allein in den letzten Tagen vor der Wahl veranstalteten die myba-
rackobama.com-Mitglieder mehr als 50.000 Fundraising- und Unterstützer-Events
und führten mehr als 1,3 Mill. Telefonate durch. 
Obamas Kampf um die Präsidentschaft dauerte knapp zwei Jahre. 20 Monate, in
denen es laut David Plouffe vor allem darum ging, gebetsmühlenartig das gemein-
same Ziel der Bewegung, einen grundlegenden politischen und gesellschaftlichen
Wandel herbeizuführen, zu wiederholen (siehe Gruber et al. 2008:188). „I’m asking
you to believe. Not just in my ability to bring about real change in Washington … I’m
asking you to believe in yours“, lautete die unübersehbare Begrüßungsbotschaft
auf barackobama.com und my.barackobama.com. Die Botschaft, dass es bei dieser
Wahl gar nicht um ihn, sondern die Bewegung an sich und deren Millionen Helfer
ginge, stand auch im Mittelpunkt der umfangreichen audio-visuellen Beiträge der
Kampagne. Hier wurden dem Benutzer nicht nur die filmisch aufgearbeiteten
Lebensläufe Obamas, seiner Frau Michelle und seines Vizepräsidenten Joe Biden
sowie ausgewählte Clips von Obamas Reden und Wahlkampftouren durch einzelne
Staaten präsentiert, die den ehemaligen community organizer als authentischen
Agenten des politischen Wandels illustrierten. In diversen Beiträgen (über 1800
allein auf youtube.com) standen die unterschiedliche Anhänger des Demokraten
im Mittelpunkt, wie beispielsweise eine Gruppe junger Studenten des Boston College,
die eine lokale Initiative zur Unterstützung Obamas initiierten und seinen dortigen
Besuch vorbereiteten. Obama schöpfte die audio-visuellen Instrumente des Internets
in vollem Umfang zur Identitätsstiftung aus, um so die Kohäsion der Bewegung zu
gewährleisten, weshalb der republikanische Stratege Alex Castellanos (zitiert in
Vargas 2008) im August 2008 resümierte: „Because of the Internet, Obama has
built a movement. He’s leading a cause. McCain is running on his resume. He’s lea-
ding a campaign.“

3. Lernen von Obama?
Der Wahlsieg Barack Obamas hat viele Facetten. Er sagt nicht nur etwas über das
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vielleicht größte Polittalent der letzten Jahrzehnte aus, sondern auch über die
Bilanz der Bush-Regierung und die Bedürfnisse der Massen, die ihm – nicht nur in
den USA – gefolgt sind. Schon hier wird deutlich, dass wir es mit einem singulären
Phänomen zu tun haben, das sich nicht kopieren lässt. Wahlkämpfe finden nicht im
luftleeren Raum statt, sondern vor dem Hintergrund länderspezifischer Strukturen
und Traditionen. So spielen zum Beispiel auch in Deutschland Persönlichkeits- und
Sympathiewerte eine große Rolle, doch ist der Spitzenkandidat inhaltlich und orga-
nisatorisch viel stärker von seiner Partei abhängig als im präsidialen Regierungs-
system der USA. Strukturelle Filter bremsen, etwa divergierende Wahl- und
Mediensysteme, unterschiedliche Wahlkampffinanzierung und die nach wie vor
stärkere Internetnutzung jenseits des Atlantiks. Trotzdem: welche Lektionen lassen
sich aus dem Erfolg Obamas ziehen? 
Zum einen die Einsicht, dass politische Führung und grassroots, perfekte Planung
und gelebte Demokratie sich nicht gegenseitig ausschließen, sondern durchaus in
Einklang miteinander zu bringen sind. Ein zeitgemäßes, der gesellschaftlichen
Differenzierung und Mediatisierung der Politik angemessenes Kommunikations-
management muss nicht auf Kosten der Glaubwürdigkeit gehen! Dieser Befund ist
kaum zu überschätzen. Denn just jene Professionalisierung der Kommunikations-
arbeit und Einbindung von externen Beratern, ohne die auch Obamas Kampagne
nicht denkbar gewesen wäre, ist der deutschen Politik in den letzten Jahren weniger
gut bekommen. Eine Kluft zwischen oben und unten, zwischen Politprofis und der
Basis, hat sich aufgetan. Und sie scheint sich zu vertiefen, je mehr die Parteien –
im Wahlkampf wie im politischen Alltag – ihre Öffentlichkeitsarbeit der Berliner
„Mode- Ereignis- und Stimmungsdemokratie“ (Gunther Hofmann) anpassen. Nicht
nur die GRÜNEN, deren Bundesvorstand 2006 ein von einer Kommunikationsagentur
entworfenes neues Partei-Logo von der Parteitagsmehrheit um die Ohren gehauen
bekam, haben dies leidvoll erfahren. Vermehrt, vielfach ausschließlich, erfahren
selbst Mitglieder von Entwicklungen ihrer Partei, Programmen und Strategien das
erste Mal in der Presse. Reformen wurden – siehe „Agenda 2010“ oder „Rente mit
67“ – handstreichartig und im Hauruckverfahren durchgepeitscht, der innerpartei-
liche Dialog bleibt da schon mal auf der Strecke. Dabei laufen Basta-Politik und
Wahlkampf-Inszenierungen der klassischen Vorstellung, dass es sich bei demokra-
tischer Politik um einen aktiven Prozess handelt, auf den jeder Einzelne Einfluss
haben kann, zuwider. Frustrationen sind die Folge. Der Mitgliederschwund der
großen Parteien und das nachlassende Vertrauen in die demokratischen Institutio-
nen und insbesondere die Parteien sprechen eine klare Sprache (vgl. Friedrich-
Ebert-Stiftung 2008). Dazu kommt: die Gesundheit einer Demokratie bemisst sich
nicht nur an Akzeptanz im Sinne von dauerhafter Zustimmung und „zufriedenen“
Bürger. Es geht auch um die Nutzung „positiver Staatsbürgerrechte“ durch Grup-
pen, Organisationen und Individuen (Crouch 2008: 22), also politische Beteiligung
jenseits von Wahlen und Umfragen. Sowohl für die Verringerung der Verständnis-
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kluft zwischen Regierenden und Regierten als auch für einen inklusiven demokra-
tischen Prozess insgesamt sind neue, den gesellschaftlichen und technologischen
Differenzierungen angemessene Formen der Dialogkommunikation essentiell.
Angesichts ihrer nachlassenden Bindungskraft, schwindender Mitgliederzahlen
und volatiler Wahlergebnisse gilt dies vor allem für die Parteien, aber nicht nur.
Politische Kommunikation ist per definitionem weit mehr als Ex cathedra-Verlaut-
barungen. Doch unter den Bedingungen der digitalen Medienmoderne sind Regie-
rungen mehr denn je gefordert, die von ihnen getroffenen Entscheidungen nicht
nur ex-post an die Bürger zu vermitteln, sondern sie im kommunikativen Austausch
nach innen und außen zu erarbeiten und zu begründen.
Obamas Erfolg ist nicht nur das Ergebnis innovativer Wahlkampfmethoden, sondern
zugleich Chiffre für veränderte gesellschaftliche Mitsprache- und Beteiligungsan-
sprüche, denen auch die deutschen Parteien Rechnung tragen müssen. Als Kanal
für flexibilisierte Beteiligungsformen kommt das Internet den veränderten Verhält-
nissen einer Gesellschaft entgegen, die sich zunehmend außerhalb traditioneller
politischer Strukturen organisiert und statt der Gemeinschaftserfahrung „Ortsver-
ein“ individuell angepasste und themenorientierte Gestaltungsmöglichkeiten
sucht. Für die Parteien bedeutet dies, dass sie die Horizontalität und Dezentralität
des Netzes nutzen und sich bestehende Öffentlichkeiten im Netz erschließen müssen
– statt nur auf zentral geführte Portale, Kandidaten- oder Themen-Websites zu setzen.
Denn der Wettbewerb um Wahrnehmbarkeit in der Aufmerksamkeitsökonomie wie
auch der Wettbewerb der Positionen und Argumente wird auch in blogs, bei face-
book und auf studiVZ geführt. Auch wenn die Reichweite noch gering ist, haben die
Parteien hier im Wahljahr 2009 aufgeholt.
Doch das WWW als Chance zu begreifen, erfordert Mut und die Bereitschaft eigene
Machtpotenziale abzugeben und die Vermittlung von Politik tatsächlich um den
Aspekt des Zuhörens zu erweitern – ein bisschen Web 2.0 geht nicht. Doch ob die
deutschen Parteien dazu in letzter Konsequenz bereit sind, ist zumindest zweifel-
haft.10 Nicht unterschiedliche politische Systeme, nicht mangelnde Ressourcen
(finanzielle Restriktionen, die immer wieder als Hindernis angeführt für einen sol-
chen Dialog werden) sind das Problem, sondern politisch-kulturelle Faktoren.
Deutsche Programmparteien fürchten den Kontrollverlust, haben mehr Angst als
US-Parteien, dass zu viel Online-Interaktion die Kohärenz ihrer Botschaft unter-
graben.
Das ist nachvollziehbar, vor allem wenn man sich das rasante Tempo der technolo-
gischen Veränderungen vor Augen führt: google (gegründet 1998), wikipedia
(2001), facebook (2004) und youtube (2005) stehen für eine tiefgreifende Transfor-
mation von Öffentlichkeit, die vor allem Medien und Politik unter massiven Anpas-
sungsdruck stellt und bestehende Denkweisen und Geschäftsmodelle herausfor-
dert. Neue Strukturen entstehen, die Chancen, Risiken und Nebenwirkungen
bereithalten. Während die Zeit der Zeitungen als exklusiver Makler von Informationen
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und Wissen passé ist, haben die Parteien ihre exklusive Stellung bei der gesell-
schaftlichen Meinungsbildung, den Mythos parteienstaatlicher Allzuständigkeit,
verloren. Das Geschäftsmodell von Volksparteien wie Zeitungen basiert darauf,
eine möglichst breite Angebotspalette zu bieten, die möglichst breite Bevölke-
rungsschichten (als Käufer oder Wähler) überzeugt. Und bei beiden funktioniert
dieses „integrale Inhalte“ Modell weniger, denn sowohl das Mediennutzungsver-
halten als auch gesellschaftliche Beteiligungsmuster haben sich geändert. Früher
hieß es „First filter, then publish“. Heute ist es umgekehrt: der Konsument kann
sich aus einer exponentiell steigenden Vielfalt an Informationen bedienen und mit-
tels Google-alerts, sozialer Netzwerke und neuen online-journalistischen Formaten
– auswählen. Und statt der Gemeinschaftserfahrung „Ortsverein“ sind zusehends
flexible und themenorientierte Gestaltungsmöglichkeiten gefragt. Für Medien wie
Politik gilt: das Internet ist beides, Ressource und Risiko! Und beide kommen nicht
umhin, sich offensiv damit auseinanderzusetzen.
Wenn sie ihre gesellschaftliche Verankerung sichern und ihre Gestaltungskraft
bewahren wollen, müssen sich die deutschen Parteien schon während der The-
menfindung und Politikformulierung und nicht lediglich als Teil der nachträglichen
PR für neue Formen des Dialogs öffnen und jenen neuen Partizipationsbedürfnis-
sen Rechnung zu tragen, die auf die (auch temporäre) Mitwirkung an konkreten
politischen Projekten ausgerichtet sind. Sie sollten dabei kreativer vorgehen als in
den 90er Jahren. Schon damals war es en vogue, durch die Einführung direktdemo-
kratischer Elemente in der parteiinternen Willensbildung die Parteistrukturen zu
öffnen. Allerdings gelang es nicht, die Organisationskulturen der Parteien nachhaltig
zu verändern.
Dabei gilt, dass nicht Instrumente, sondern Menschen mit ihrem Wissen, ihren
Ideen und Visionen die Zukunft lebendig machen. Die Prognosen der Cyber-Enthu-
siasten, denen zufolge Hypertextualität, Interaktivität und Multimedialität des
Internets quasi automatisch ein Revival der athenischen Agora bewirke sind in
jedem Fall zu hoch gegriffen. Der Hype einer „Demokratie 2.0“ wird kaum durch
Daten erhärtet, und es käme einer Illusion gleich zu glauben, der Schritt zur inter-
aktiven Beteiligungsdemokratie sei bereits vollzogen, nur weil die Technik das
Potenzial dafür bereitstellt. Das gilt auch für die Wahlkampfführung im engeren
Sinne. Zwar haben alle Parteien im diesjährigen Wahlkampf mehr oder weniger
überzeugende Anstrengungen unternommen, die Entwicklung des Internets nach-
zuvollziehen (Präsenz in sozialen Netzwerken und Communities, nutzergenerierte
Inhalte, Interaktivität, Dialog, temporäre digitale Partizipation). Doch ist die Reso-
nanz der Wähler nach wie vor gering. So bewegten sich die Zugriffszahlen für die
zentralen Parteienwebsites und die Kandidatenwebsites selbst im Vorwahlmonat
August 2009 in eher überschaubaren Dimensionen.11 Eine zentrale Frage der kom-
menden Jahre wird sein, ob und unter welchen Umständen es das Internet vermag,
nicht nur der Aktivismus der ohnehin bereits politisch Interessierten, die das Netz
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ergänzend zu konventionellen Kanälen politischen Engagements nutzen, zu bestär-
ken, sondern die Desinteressierten an das politische Geschehen heranzuführen.
Barack Obamas Wahlkampagne gelang dieser Spagat: Seine Präsenz im Internet
war weder Selbstzweck noch Allheilmittel, sondern Bestandteil einer beispiellosen,
auch klassische „Tür-zu-Tür“-Strategien umfassenden Mobilisierungsanstrengung,
mit der er auch weniger technikaffine Bevölkerungsschichten erreichte.
Das Internet – in Deutschland zumal – entscheidet alleine keine Wahlkämpfe. Es
ist und bleibt ein ergänzendes Medium. Allerdings eines, das sich nicht aussitzen
lassen wird und dessen Nutzung durch die Parteien Aufschluss darüber gibt, wie
innovations- und zukunftsfähig sie sind. Im Jahre 1972 riefen die Architekten
Robert Venturi, Denis Scott Brown und Steven Izenour mit ihrem Buch „Learning
from Las Vegas“ ihre Kollegen dazu auf, statt über die ubiquitäre Freizeit- und Stim-
mungsarchitektur die Nase zu rümpfen, die Mechanismen hinter dem Erfolg einer
Architektur zu verstehen, die die Bedürfnisse der Menschen aufgreift. Das Buch,
das sich rasch zum Manifest der architektonischen Postmoderne entwickelt hat,
enthält aber auch Lernpotenzial für die Politik. Um wahrnehmbar und letztlich
wählbar zu bleiben, sind auch die Parteien aufgerufen, in ihren Ausdrucksformen
und in ihrer politischen Ästhetik den Bedürfnissen und Hoffnungen der Menschen
wieder Raum zu geben. Das bedeutet auch nicht, dass man jedem Trend hinterher
rennen müsste. Doch kennen sollte man sie, um gesellschaftlich anschlussfähig zu
sein. Wer Negation oder Stillstand zu Alternativen erklärt, macht sich überflüssig.
Barack Obama hat dies in seinem auf Identifikation und Teilhabe ausgelegten Prä-
sidentschaftswahlkampf geschafft und damit weit über die USA hinaus Maßstäbe
gesetzt. In einem Führungsverständnis, das der eigenen Anhängerschaft sowie
zeitgemäßer und genuiner Kommunikation eine zentrale Rolle einräumt, besteht
die zentrale Lektion seines Wahlkampfes – und trotz aller Grenzen der Übertragbar-
keit ein enormes Potential für die Revitalisierung der deutschen Parteien. Obama
und seine Unterstützer verbindet ein neuartiger Gesellschaftsvertrag, der sich
durch Kommunikation permanent erneuert. Kommunikationsfähigkeit und politi-
sche Gestaltungskraft bedingen sich wechselseitig. Barack Obama hat die Verei-
nigten Staaten bereits mit seinem Amtsantritt verändert. Es hat nur sehr bedingt
etwas mit seiner Hautfarbe zu tun.

1 Erinnert man sich an die enormen Ressourcen, die seine innerparteiliche Konkurrentin Hillary Clinton in die Vorwahlen einbrachte und die von

Obama nur durch über das Internet eingeworbene Kleinspenden übertrumpft werden konnten, so ist es nicht übertrieben zu behaupten, dass

der 44. US-Präsident ohne das Internet heute wohl ein anderer wäre.

2 Exemplarisch für Obamas Schwierigkeiten, die Anti-Terror-Maßnahmen der Bush-Regierung wie auch die über Jahrzehnte entstandenen

Strukturen und Praktiken des amerikanischen „national security state“ insgesamt zurückzurollen, ist sein Umgang mit der Praxis der gewalt-

samen Verschleppung von Terrorverdächtigen (extraordinary rendition) oder seine Ablehnung einer juristischen Aufarbeitung der

Menschenrechtsverletzungen in der Bush-Zeit (vgl. Willis 2009).

3 Die folgenden Überlegungen basieren auf einem gemeinsam mit Mark T. Fliegauf verfassten Beitrag: Mark T. und Leonard Novy (2009) „E-

bama“ – Amerikas erster ‚Internetpräsident’ und die Rolle des World Wide Web für moderne politische Führung, in Bertelsmann Stiftung 

(Hrsg.) (2009) Lernen von Obama? Das Internet als Ressource und Risiko für die Politik, Gütersloh: Verlag Bertelsmann Stiftung, 185-199.

4 Mit über 43 Millionen Nutzern (ARD-ZDF-Onlinestudie 2009) hat das Internet auch in Deutschland die Schwelle zum Massenmedium längst
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überschritten. Wie auch in den USA liegt das Internet in seiner Bedeutung als politisches Informationsmedium bereits vor der Presse, nur das

Fernsehen ist noch wichtiger für die Bürger. 30 Millionen Deutsche sind bereits in digitalen sozialen Netzwerken aktiv. Allein im Juli 2009

haben über sieben Millionen das das Netzwerk facebook.com genutzt. 

5 Anfang 2007 von Joe Rospars als Mediendirektor initiiert, beherbergte „Tripple O“ gut 20 Mitarbeiter, darunter die Emmy-gekrönte, ehemalige

CNN-Produzentin Kate Albright-Hanna und facebook.com- Mitbegründer Chris Hughes (siehe Stelter 2008; Vargas 2008).

6 Auf die Frage, worin er die Bedeutung der Präsidentenwahl 2008 sehe, antwortete der republikanische Berater Mark McKinnon,

Wahlkampfstratege George W. Bushs 2000 und 2004: „I think we’ll be analyzing this election for years as a seminal, transformative race. The

year campaigns leveraged the Internet in ways never imagined. The year we went to warp speed. The year the paradigm got turned upside

down and truly became bottom up instead of top down.’’ (zitiert in Nagourney 2008)

7 Hierin spiegelt sich die in den Vereinigten Staaten gängige Vorstellung wider, dass Führung ubiquitär ist und somit unabhängig von jeglicher

formellen Autorität ausgeübt werden kann (Nye 2008; Heifetz 2007, ausführlich 1994). 

8 Hinzu kommt, dass politische Nachrichten, die von Bekannten oder Freunden gesendet werden, eine wesentlich höhere Wahrscheinlichkeit

besitzen, gelesen und als glaubwürdig erachtet zu werden.

9 Zudem konnte Obama über seine Seiten in ethnischen Online-Netzwerken gezielte Botschaften an afroamerikanische (via

http://www.blackplanet.com/barack_Obama/), ebenso wie an asiatische (via http://www.asianave.com/barack_Obama/) und Wähler latein-

amerikanischen Ursprungs (http://www.migente.com/barack_Obama/) richten. 

10 Bezeichnend der Bericht eines Insiders zu den Internetaktivitäten der SPD: „No we can’t“ (Anonymus 2009).

11 120.000 verschiedene Leute besuchten die SPD-Seite, die CDU zählte laut meedia.de 110.000 „Unique Visitors“. Schlechter schnitten die

Kandidatenwebsites ab: Während angela-merkel.de im August 29.000 Leute besuchten, kam frankwaltersteinmeier.de den Berechnungen

zufolge auf 36.000. http://meedia.de/nc/details/article/web-wahlkampf-piraten-vor-spd-und-cdu_100023421.html. Keines der parteieigenen

soziales Netzwerk hat mehr als 35.000 Mitglieder, was sich angesichts von knapp 500000 Parteimitgliedern der SPD gering ausnimmt.

Natürlich sind die offiziellen Parteien-Websites nur ein Teil der Wahlkampf-Bemühungen der Parteien. 
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Macht und Elend des Presserates 
Selbstkontrolle als Alibi – oder: die Unfähigkeit zu wirksamen Reformen

Von Thomas Leif 

Rufmord gibt es nicht. Zumindest könnte man zu diesem Schluss kommen, wenn
man die Jahrbücher des Deutschen Presserates durchforstet. Das (Un)-Wort kommt
weder im Stichwortverzeichnis noch in den einführenden Reflexionen vor. Auch in
der weit gefächerten Presserechts-Literatur findet man nur selten Anmerkungen zu
diesem besonderen „Mord“, der die Öffentlichkeit zwar nutzt, aber in der Öffent-
lichkeit nicht ausführlich analysiert wird. Im Brockhaus bringt die Redaktion für die
Definition lediglich eineinhalb Zeilen auf: „Zerstörung des Ansehens (Rufs) einer
Person durch öffentliche Verleumdung.“ (Ausgabe 2005, S. 757) Rufmord – in allen
Spielarten und Variationen – gibt es aber dennoch. Und eigentlich ist der Presserat
zuständig, denn er soll Auswüchse in der deutschen Presse ahnden. Als Freiwillige
Selbstkontrolle der Printmedien beschäftigt sich der Deutsche Presserat eigenen
Worten zufolge „grundsätzlich mit zwei großen Zielen: der Lobbyarbeit für die
Pressefreiheit in Deutschland und dem Bearbeiten von Beschwerden aus der
Leserschaft“. Der Trägerverein des Deutschen Presserats ist ein freiwilliger Zusam-
menschluss der Journalisten- und Verlegerverbände und untersteht keinerlei staat-
licher Kontrolle oder Zugehörigkeit. Er wurde am 20. November 1956 gegründet;
die Geschäftsstelle ist in Bonn. Mitglieder sind nur die vier Verbände, die auch den
Trägerverein bilden: der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV), der
Verband Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ), der Deutsche Journalisten-Verband
(DJV) und die Fachgruppe Journalismus in der Vereinten Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di. 

Da der Presserat keine juristische Instanz ist, kann er nur die Maßnahmen erwirken,
die in seiner Satzung niedergeschrieben sind. Also Hinweis, Missbilligung und
Rüge aussprechen, wenn gegen den 1973 verabschiedeten Kodex verstoßen wird.
Schadensersatz, Entschuldigungen, Wiedergutmachungen oder Widerrufe können
nicht vom Presserat, sondern müssen auf dem Rechtsweg erstritten, erforderli-
chenfalls durch Gericht festgelegt werden. Er kann nicht verhindern, dass bestimmte
Artikel erscheinen, denn: „Ein Eingreifen in die Veröffentlichungspraxis der Medien
wäre nicht im Sinne der Pressefreiheit und könnte als zensurähnliche Maßnahme
angesehen werden. Dies kann somit auch nicht vom Presserat erwirkt werden.“

Der Pressekodex enthält unter anderem folgende Grundsätze:

1. Die Achtung vor der Wahrheit, die Wahrung der Menschenwürde und die wahr-
haftige Unterrichtung der Öffentlichkeit sind oberste Gebote der Presse. Jede
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in der Presse tätige Person wahrt auf dieser Grundlage das Ansehen und die
Glaubwürdigkeit der Medien.

2. Recherche ist unverzichtbares Instrument journalistischer Sorgfalt. Zur Veröf-
fentlichung bestimmte Informationen in Wort, Bild und Grafik sind mit der
nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen
und wahrheitsgetreu wiederzugeben. Ihr Sinn darf durch Bearbeitung, Über-
schrift oder Bildbeschriftung weder entstellt noch verfälscht werden. Unbestä-
tigte Meldungen, Gerüchte und Vermutungen sind als solche erkennbar zu
machen. 

3. Veröffentlichte Nachrichten oder Behauptungen, insbesondere personenbe-
zogener Art, die sich nachträglich als falsch erweisen, hat das Publikationsor-
gan, das sie gebracht hat, unverzüglich von sich aus in angemessener Weise
richtig zu stellen.

4. Bei der Beschaffung von personenbezogenen Daten, Nachrichten, Informati-
onsmaterial und Bildern dürfen keine unlauteren Methoden angewandt werden.

5. Die Presse wahrt das Berufsgeheimnis, macht vom Zeugnisverweigerungs-
recht Gebrauch und gibt Informanten ohne deren ausdrückliche Zustimmung
nicht preis. Die vereinbarte Vertraulichkeit ist grundsätzlich zu wahren.

6. Journalisten und Verleger üben keine Tätigkeiten aus, die die Glaubwürdigkeit
der Presse in Frage stellen könnten. 

7. Die Verantwortung der Presse gegenüber der Öffentlichkeit gebietet, dass
redaktionelle Veröffentlichungen nicht durch private oder geschäftliche Inte-
ressen Dritter oder durch persönliche wirtschaftliche Interessen der Journalis-
tinnen und Journalisten beeinflusst werden. Verleger und Redakteure wehren
derartige Versuche ab und achten auf eine klare Trennung zwischen redaktio-
nellem Text und Veröffentlichungen zu werblichen Zwecken. Bei Veröffentli-
chungen, die ein Eigeninteresse des Verlages betreffen, muss dieses erkenn-
bar sein.

8. Die Presse achtet das Privatleben und die Intimsphäre des Menschen. Berührt
jedoch das private Verhalten öffentliche Interessen, so kann es im Einzelfall in
der Presse erörtert werden. Dabei ist zu prüfen, ob durch eine Veröffentli-
chung Persönlichkeitsrechte Unbeteiligter verletzt werden. Die Presse achtet
das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und gewährleistet den
redaktionellen Datenschutz.

9. Es widerspricht journalistischer Ethik, mit unangemessenen Darstellungen in
Wort und Bild Menschen in ihrer Ehre zu verletzen. (…)

10. Die Berichterstattung über Ermittlungsverfahren, Strafverfahren und sonstige
förmliche Verfahren muss frei von Vorurteilen erfolgen. Der Grundsatz der
Unschuldsvermutung gilt auch für die Presse. 

Bei Verstößen kann der Presserat Hinweise mit der Bitte um Unterlassung bis hin
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zu so genannten Rügen (dem schärfsten Sanktionsmittel) aussprechen, die die
betroffene Zeitung abdrucken muss. Zumindest haben sich 95 Prozent aller Verlage
dazu verpflichtet, öffentliche Rügen auch abzudrucken. Das heißt nicht, dass sie
dies immer anstandslos tun. (Weitere Hinweise über das Verfahren finden sich
unter www.presserat.de.) Wie zu sehen ist, betreffen etliche Punkte des 16 Ziffern
umfassenden Kodexes das Phänomen Rufmord. Aber die Rufmord- Vorgänge in
den Medien scheinen den Presserat lediglich am Rande zu interessieren. Der Refe-
rent des Beschwerdeausschuss sieht die Beschäftigung mit nicht weiter klassifi-
zierten „Beschwerden „ nur als Punkt Fünf im Aufgabenspektrum. Die vier weiteren
Aufgaben haben für den Deutschen Presserat – jenseits der lästigen Nestbeschmut-
zung der eigenen Branche – in der Praxis eine höhere Bedeutung. Dazu gehören:
„Missstände im Pressewesen festzustellen und auf deren Beseitigung hinzuwirken.
Entwicklungen entgegenzutreten, die die freie Information und Meinungsbildung
des Bürgers gefährden könnten. Für den ungehinderten Zugang zu Nachrichten-
quellen einzutreten. Empfehlungen und Richtlinien für die publizistische Arbeit
herauszugeben.“ (Weyand 2006, S. 235)
Die selbst gewählten Aufgabenfelder und deren Bedeutungsreihenfolge folgen
dem Prinzip der „Umkehr von Wichtigkeiten“, blickt man auf die tägliche Medien-
praxis. Denn selbst wenn sich der Presserat nach langwierigen, internen Verhand-
lungen der Betroffenen zu einer Position durchringt, bleibt das Fehlverhalten meist
ohne wirksame Sanktion, da die „Sanktionsinstrumente“ Missbilligung und Hin-
weise in einer Mitteilung anonymisiert dargestellt werden. Öffentliche Rügen sind
eine seltene Ausnahme; nicht alle Gerügten drucken die Rügen dann auch ab. Die
selbst organisierte Ohnmacht des Presserates wird im Jahrbuch mit defensivem
Charme begründet: „Der Presserat sieht sich bei der Beurteilung von Beschwerden
nicht als Richter, sondern als kollegialer Ratgeber, d. h. Kritik wird von Praktikern
an Praktikern geübt, mit dem Ziel, ein übergreifendes journalistisches Berufsethos
in den Redaktionen zu etablieren.“ (Weyand 2006, S. 237) Dies kommt einer Legi-
timation zum Nichthandeln gleich, obwohl immer häufiger die gesetzten Grenzen
durch viele Medien verletzt werden. Die wenigen behandelten Fälle, die seltenen
Rügen, die kaum vernehmbaren Äußerungen des Presserates zu problematischen
Tendenzen im Journalismus sind ein Zeichen für die eher symbolische (Kontroll-)
Politik, zu der sich der Presserat lediglich verpflichtet fühlt. Das wirksamste Mittel
gegen die Rufmord-Verfehlungen der Presse wäre das Dringen auf intensivere
Recherche. Denn Recherche ist das Gegengift zu Gerüchten, Spekulationen und
Vermutungen. Die intensive Prüfung von allen zur Verfügung stehenden Quellen,
die Nachfrage bei den Betroffenen und Beteiligten und die Nutzung von Dokumenten,
Belegen und Beweisen ergibt im Rechercheprozess ein möglichst umfassendes
Bild der Vorgänge und Geschehnisse. Über die Förderung der Recherche erfährt
man von den Trägern des Presserates allerdings sehr wenig. Sicher – es gibt einen
Satz im Pressekodex dazu – aber eine breitere Würdigung und Beförderung in der
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Praxis fehlt. Die Vernachlässigung des großen Themas „Recherche“ ist nur eine
Seite der Medaille, auf der anderen Seite steht der allzu laxe Umgang mit dem Kon-
fliktfeld Public Relations / Öffentlichkeitsarbeit (PR) und Schleichwerbung.

PR-Blindheit symbolisiert ethisches Vakuum
„Wir glauben, dass keine Reklame und Propaganda veröffentlicht werden soll,
wenn diese nicht Informationen bringt, die zu erfahren die Leser ein Anrecht haben.
Bei allen solchen Veröffentlichungen soll die Quelle deutlich angegeben werden.“
Diese Ziffer 8 zur journalistischen Berufsethik stammt aus dem Jahr 1925. Karl-
Hermann Flach, der große Liberale, setzte Bleyers „Code of ethics for Journalism“
vor seine heute noch erhellende Analyse „Macht und Elend der Presse.“ aus dem
Jahr 1967. Schon vor 30 Jahren schrieb Flach auf, was heute selbst Vorsitzenden
von großen Journalistengewerkschaften und Mitgliedern im Deutschen Presserat
nicht mehr präsent ist. „Eine der stärksten Bedrohungen der Meinungsfreiheit in
der Massendemokratie geht von der Macht der organisierten Interessen aus. Die
Interessenverbände unterhalten Bürokratien, die sich mit der Staatsbürokratie
messen können, sie besitzen Apparate, ein Funktionärskorps, weit gegliederte
Organisationen und ein Vermögen, dem gegenüber die politischen Parteien Habe-
nichtse sind. Sie versuchen ständig, die öffentliche Meinung in ihrem Sinne zu
mobilisieren, und erhalten zu diesem Zweck fachkundige Stäbe der Öffentlichkeits-
arbeit.“ (Flach, 1967, S. 64 f.)
30 Jahre nach dieser Analyse haben sich die Verhältnisse nicht geändert. Vielmehr
ist heute unter professionellen Medienbeobachtern, empirisch arbeitenden Kom-
munikationswissenschaftlern und engagierten Journalisten der Befund eindeutig:
PR-Akteure, Pressesprecher und Kommunikationsbeauftragte und die zentralen
Akteure in der Werbung beeinflussen die Berichterstattung der Medien nachhaltig.
Es geht hier nicht nur darum, wie Themen und Personen schön- und hochgeschrieben,
Kritik ausgeblendet und konkurrierende Akteure rufmordend vernichtet werden. Es
geht im Kern, um eine neue Aushöhlung der Pressefreiheit, die leise ausgehebelt
und lautlos angegriffen wird. Einzelheiten und Belege zu dieser These sind mittler-
weile reich dokumentiert. Einen bemerkenswerten Einblick in die Welt der neuen
Manipulation gibt die Titelgeschichte im manager magazin (6 / 2007), die sich mit
den Manipulationstechniken in der Wirtschaft und dem Aktionsradius spezialisierter
PR-Agenturen in Politik und Wirtschaft beschäftigt.
Am Beispiel der „Siemens-Chaostage“ führt die Autorin Ursula Schwarzer aus, wie
Medienberater arbeiten. „Sie alle haben ihre eigenen Sprachrohre. Und diese lan-
cieren Meldungen, werfen Nebelkerzen, testen Stimmungen, füttern Zeitungen und
Magazine mit Exklusiv- und Falschmeldungen, um den eigenen Mann (also den
Auftraggeber) ins strahlende Licht zu rücken und den Rivalen zu diskreditieren.“
(S. 41) Die Spezialisten dieses „sanften“ und „lautlosen“ Rufmordes werden genau
beschrieben. Das Fazit des Dossiers: „Niemals zuvor wurden die Medien von der
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Wirtschaft so dreist instrumentalisiert wie während der Münchner Chaostage. Der
Machtkampf bei Siemens ist der vorläufige Höhepunkt einer Fehlentwicklung, in
der die Medien zur Billardkugel der Topmanager werden. Man spielt über Bande.
Und die Wahrheit – ein großes Wort – wird zur Quantité négligeable.“ (ebd.)
Eigentlich wäre es Aufgabe des Presserates, diese neuen Formen der Gefährdung
von Pressefreiheit offensiv aufzugreifen und zu einem Schwerpunktthema seiner
Arbeit zu machen. Der Presserat und vor allem seine Verleger verfügen schließlich
über die notwendige „Sprachmacht“. Sie könnte diese Macht nutzen, um die wirk-
lichen Probleme der Medien – gerade in der Grauzone zwischen Rufmord und PR –
aufzuhellen. Aber bisher ist von den maßgeblichen Akteuren im Presserat dazu
nichts zu vernehmen. Der Grund für dies Misere ist einfach: Verleger und Journalisten
sind Mitspieler in dem vom manager magazin geschilderten Prozesse. Im Presse-
rat sollen sie etwas kontrollieren, an dem sie (in)direkt mit beteiligt sind.

Eigentlich müsste dieses grundlegende Problem auch bei den Mitgliedern des
Deutschen Presserates angekommen sein. Eigentlich. Aber das Selbstkontrollorgan
der deutschen Presse reagiert auf entsprechende Anregungen eher mit zynischer
Distanz. Seit sich vor einigen Jahren Journalisten zum „Netzwerk Recherche“
zusammengeschlossen haben, um gewissenhafte Recherche zu fördern, treten sie
auch dafür ein, den PR-Einfluss auf die Medien kritischer zu betrachten. Das Netz-
werk hat einen Medienkodex veröffentlicht, der den Pressekodex erweitern sollte.
In Punkt fünf heißt es dazu knapp und deutlich: „Journalisten machen keine PR.“
Der Vorsitzende des Deutschen Journalistenverbandes (DJV), Michael Konken,
bewertete diese Forderung als „überflüssig wie ein Kropf.“ (journalist 4 / 2006, S.
7) Im Gewerkschaftsorgan M geißelte die Chefredakteurin Karin Wenk die „Arro-
ganz der Netzwerker“, da die neuen „Kodexierer“-Regeln „alltagsfern und in ihrer
Reinheit kaum durchsetzbar sind“. „Netzwerk Recherche“ hatte vor allem die
unpräzise Ziffer 7 „Trennung von Werbung und Redaktion“ und die weitgehende
Ausklammerung der PRInvasion in den Medien durch den Presserat kritisiert. Der
deutsche Presserat und die beiden Journalistenverbände verteidigten ihre tolerante
Haltung zu Journalismus und PR als gleichberechtigte Disziplinen der Medienarbeit
unter anderem mit der ökonomischen Notwendigkeit für Journalisten, PR machen
zu müssen. Sowohl im DJV als auch in der dju sind PR-Fachleute, Pressesprecher
und zum Teil auch Werbetexter organisiert. Auf diese Mitglieder möchte man nicht
verzichten. Das ist ihr gutes Recht. Höchst problematisch ist es jedoch, wenn schie-
re Verbandsinteressen notwendige Korrekturen und Verschärfungen des Presseko-
dexes zur Trennung von PR und Journalismus verhindern.
Dabei müsste die Unterwanderung des Journalismus durch die PR-Industrie drin-
gend gestoppt werden, denn der Einfluss der PR auf journalistische Medien nimmt
massiv zu. Die im Dezember 2004 veröffentlichten Zwischenergebnisse der Bench-
marking-Studie der Universität Leipzig belegen dies ebenso wie die fortgesetzte
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Debatte um Kooperationen mit der Wirtschaft im TV-Bereich, wie es die Recherchen
des epd-Fachdienstes Medien zeigen. Viele Lokalredaktionen klagen darüber, dass
die Marketingabteilungen wichtiger Anzeigengeber immer unverblümter „Gegen-
leistungen im redaktionellen Teil“ fordern. Mehrere wissenschaftliche Studien
belegen, dass die PR-Aktivitäten immer professioneller und immer konsequenter
vorangetrieben werden, ganz in dem Sinne: die beste PR wandert lautlos in den
Journalismus, ohne die Spuren der kommerziellen Absender zu hinterlassen.
Neben dieser direkten Einflussnahme auf die Berichterstattung treten zwei weitere
Phänomene im Zusammenhang mit PR immer häufiger auf: Zum einen berichtet
Prof. Dr. Michael Haller in seiner Leipziger Studie von einer verstärkten Ausrichtung
von Zeitungsberichterstattung nach dem „Mainstream politischer Mehrheitsmei-
nungen im Publikum“. Deren Beeinflussung steht zunehmend im Fokus politischer
und wirtschaftlicher Interessengruppen. Die „Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft“ mit ihrem Jahresetat von mehr als zehn Millionen Euro zur Vermarktung
neoliberaler Reformideen ist dabei nur das prominenteste Beispiel. In ihrem Sinne
sollen bestimmte, allgemein wahrnehmbare und durch „repräsentative“ Umfragen
belegte Stimmungen erzeugt werden. So wird direkt und indirekt auf das Agenda-
Setting der Redaktionen Einfluss genommen. 
Der zweite Trend ist die Verknüpfung und Verschmelzung von journalistischer und
PR-Tätigkeit. Wirtschaftliche Zwänge in den unteren oder Verlockungen in den oberen
Einkommensklassen lassen Journalisten immer häufiger zu Dienern zweier Herren
werden. Die beiden Tätigkeiten haben auf den ersten Blick keinen oder kaum einen
inhaltlichen Zusammenhang. Der Lokalredakteur, der auch für die Mitarbeiterzei-
tung eines Autokonzerns schreibt, fühlt sich dadurch nicht korrumpiert, stellt aber
künftig andere Fragen oder ist in Konfliktthemen ansprechbar für einen bestimmten
„Dreh“ einer Geschichte. Oder er „vergisst“, über den Konkurrenten zu schreiben.
Allerdings sind viele freie Journalisten auf diese Tätigkeiten angewiesen. Vor allem
im Printbereich bieten Zeilenhonorare nur den etablierten Kollegen in großen
Publikationen oder gut bezahlenden Nischen- und Fachmagazinen ein wirtschaft-
liches Auskommen. Die anderen behelfen sich mit Beziehungen zu Unternehmen.
Das Resultat sind Schreib- und Recherchehemmung gegenüber dem meist gehei-
men Arbeitgeber, Rücksichtnahmen, Auslassungen und gewünschte Zuspitzungen
oder auch unterschwellige Rufschädigung der Konkurrenz. Damit wird aber die
journalistische Unabhängigkeit gefährdet und unterliegen die veröffentlichen Mei-
nungen zunehmend der Einflussnahme von wirtschaftlichen Interessengruppen.
Das „Netzwerk Recherche“ hat sich die Förderung des Recherche- Journalismus
und der Sicherung freier und unabhängiger Berichterstattung zum Ziel gesetzt.
Dazu gehört, den Einfluss der PR auf den Journalismus zurückzudrängen und ein
striktes Trennungsverbot zwischen PR als „gekaufter Kommunikation“ und Journa-
lismus als „unabhängiger Berichterstattung“ durchzusetzen. Dazu will das Netz-
werk durch Initiativen und Kooperationen mit Verlagen und Sendern auf verschie-



183

denen Ebenen Korrekturen durchsetzen und ein Umdenken anregen. Dazu gehören:

Kennzeichnungspflicht für PR-Tätigkeiten
Eine Kennzeichnungspflicht für Tätigkeiten von Journalisten für Unternehmen oder
PR-Agenturen ist notwendig. Analog zu „Anzeige“ müsste es hier bei Veröffentli-
chungen heißen: „Der Autor ist auch für die Unternehmenskommunikation von XYZ
tätig.“ Zudem müssten die kommerziellen Quellen in diesen Beiträgen angegeben
werden, beispielsweise „so eine Studie, die vom Pharma- Unternehmen XYZ finan-
ziert wurde“.

Verschärfung des Pressekodexes in Ziffer 7
Der Deutsche Presserat muss seine Rücksichtnahme im Themenfeld „Vermischung
von PR und Journalismus“ aufgeben. Das in Ziffer 7 des Pressekodexes formulierte
Trennungsgebot zwischen redaktionellem Text und Anzeigen muss künftig auch für
PR gelten. Wenn in den Publizistischen Grundsätzen eine „besondere Sorgfalt beim
Umgang mit PR-Material“ zur Wahrung der journalistischen Glaubwürdigkeit emp-
fohlen wird, so kann das ein Einfallstor zum Missbrauch sein. Grundlegende Kor-
rekturen solcher Formulierungen, die der Presserat schon mal angekündigt hatte,
dann aber doch unterließ, sind längst überfällig. Parallel zur Distanzierung von PR
sollte eine klare Aufwertung der Recherche im journalistischen Alltag erfolgen.

Aufbau einer Überwachungs-Organisation
In diesem Kontext muss als vorgeschaltete Instanz ein reformierter Presserat über
die Einhaltung eines aktualisierten Pressekodexes wachen und öffentlich tagen.
Außerhalb des Rates sollte eine unabhängige Watchdog-Einrichtung entstehen,
die vor allem die in den Landespressegesetzen verfügte Trennung von Werbung
und redaktionellen Inhalten überwacht und gegebenenfalls Verstöße zur Anzeige
bringt. 

Strikte Trennung von PR und Journalismus in Ausbildung und Praxis
Die effizienteste Immunisierung gegen die Manipulationsversuche von PR und
Marketing kann zweifelsohne von den Journalisten in den Redaktionen ausgehen.
In der täglichen Praxis muss daher das Trennungsgebot von PR und Journalismus
gelebt und von den Redaktionsleitungen verbindlich eingefordert werden.
Vor zehn Jahren gab es eine vielversprechende Initiative dazu. Der „Arbeitskreis
Chefredakteure“ forderte damals die vernachlässigte Sensibilität im Umgang mit
PR ein. In der sogenannten „Reise-Initiative“ hatten sich die Chefredakteure an die
PR-Abteilungen gewandt und Korrekturen bei den aufwändigen Einladungen zu
Auto-Präsentationen und Reiseterminen gefordert. Heute wären solche gemeinsa-
me Auftritte der Chefredakteure wohl undenkbar. Trotzdem ist die Aufforderung zur
Sensibilität mit externen, nicht legitimierten Einflüssen immer noch brandaktuell. 
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Die Grundlage für die redaktionelle Arbeit wird in der Ausbildung gelegt. Daher
muss auch hier das Trennungsgebot von PR und Journalismus strikt beachtet werden.
Studiengänge, in denen der Nachwuchs gleichermaßen zum PR-Agenten und zum
Journalisten ausgebildet wird, schaffen langfristig eine Generation von PR-Journa-
listen und unterhöhlen auf diese Weise journalistische Grundsätze. 
Recherche als Gegenpol zur PR muss zudem Bestandteil jeder journalistischen
Ausbildung sein. Noch immer gibt es Ausbildungspläne für Volontäre, Journalisten-
schüler und Journalistik- Studenten, die das Wort Recherche nicht kennen.

Normierter Verzicht der Unternehmen auf nicht legitime, kommerzielle
Beeinflussung
Auch auf Unternehmensseite sollte ein Umdenken bewirkt werden. Im Sinne der
laufenden Diskussion über den Werte- und Verhaltenskodex zur Unternehmens-
führung unter dem Stichwort „Corporate Governance“ muss der Verzicht der Unter-
nehmen auf nicht legitime, kommerzielle Beeinflussung von Journalisten normiert
werden. Dies wäre ein wichtiger Schritt zu wirksamer Transparenz und stärkerer
Abgrenzung von PR und Journalismus 

In diesem Zusammenhang ist die Initiative des WAZ-Konzerns mit einer sechssei-
tigen Selbst-Verpflichtung für saubere journalistische Arbeit – unterschrieben vom
leitenden Personal – sehr zu begrüßen. Der Initiative der WAZ können sich andere
Verlage und der Deutsche Presserat auf Dauer hoffentlich nicht entziehen.

Angemessene Vergütung und Infrastrukturen
Wirtschaftliche Zwänge sollten nicht als Rechtfertigung für die Verknüpfung und
Verschmelzung von journalistischer und PRTätigkeit herhalten dürfen. Daher ist es
unabdingbar, die aktuellen Honorarsätze vor allem bei Tageszeitungen zu erhöhen
und auch – was vor langer Zeit einmal selbstverständlich war – die Recherche in die
Vergütung mit einzubeziehen.
Personalabbau in den Redaktionen bedeutet in der Regel Rückgang der Recherche
und Vormarsch unkritischer Berichterstattung. Um die redaktionelle Unabhängig-
keit zu stärken, bedarf es besserer journalistischer Infrastrukturen.
Das Netzwerk Recherche hat in seinen Aufnahmerichtlinien unmissverständlich
festgelegt: „Nicht aufgenommen werden können Personen, die ganz oder teilweise
in der Public Relations / Öffentlichkeitsarbeit tätig sind.“ Der Einfluss von PR auf
Journalismus muss stärker – auch von Journalisten-Organisationen wie dem DJV
und der dju, die noch keine Trennung vornehmen – diskutiert werden. Sonst ver-
liert der seriöse Journalismus seine Substanz und seine Glaubwürdigkeit.

Gründe für die Selbstblockade des Presserates in Sachen PR
Manfred Protze, stellvertretender dju-Vorsitzender und Vorsitzender des Beschwer-
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deausschusses, hat in seltener Offenheit begründet, warum Journalistenverbände
auf das enge Arbeitsverhältnis mit ihren Kolleginnen und Kollegen der PR bauen.
Protze schreibt im „Handbuch zum Einstieg in den Journalismus“, publiziert im Juni
2007: „Um Missverständnissen vorzubeugen: PR ist kein Synonym für Schleich-
werbung. Sie wird nur dafür missbraucht. Professionelle PR kann ein wichtiger
redaktioneller Dienstleister sein. Etwa bei der Beschaffung journalistisch definierter
Informationen, bei der Organisation von Kontakten zu journalistisch definierten
Quellen und Gesprächspartnern, bei der Bereitstellung und Pflege von Informati-
onsbeständen und Baisisdaten zu Unternehmen und Organisationen im Netz.“
(Protze 2007, S. 84) „Wichtige redaktionelle Dienstleister“ will man also nicht über
die Richtlinien des Deutschen Presserates verprellen. Es ist schon erstaunlich, wie
hier „Dienstleistung“ von einer Dienstleistungsgewerkschaft definiert wird. Offenbar
haben manche Funktionäre den Bezug zur Realität verloren. Selbst für Wirtschafts-
redakteure der Welt ist klar, dass der Löwenanteil der Pressestellen von DAX-Unter-
nehmen die Medien „abschotten“ und „für ihre Zwecke instrumentalisieren“ wollen.
Wer nicht spurt, wird ausgeschlossen. Versteht die dju dies als „wichtige redaktio-
nelle Dienstleistung“?

Ähnlich sieht das wohl der Vorsitzende des Deutschen Journalistenverbandes
(DJV), Michael Konken. In der djv-Zeitschrift Journalist präsentierte er sein Ver-
ständnis eines PR-basierten Journalismus: „Mit Werbung im eigentlichen Sinn hat
Öffentlichkeitsarbeit nichts zu tun; Öffentlichkeitsarbeit kann aber ›klimatischer‹
Wegbereiter für den Einsatz eines derartigen Instruments (Anm. der Werbung)
sein.“ (Konken 2000, S. 15) Die Autorenzeile erklärt diese für einen Vorsitzenden
eines Journalistenverbandes ungewöhnliche Position. Im Journalist heißt es:
„Michael Konken ist Leiter des Referates für Presse- und Stadtmarketing in Wil-
helmshaven sowie Dozent bzw. Lehrbeauftragter zum Thema Public Relations und
Autor mehrerer Fachbücher.“ Bei soviel Nähe zur PR und der Notwendigkeit die
Interessen der eigenen PR-Mitglieder zu vertreten, scheint es nicht verwunderlich,
dass sich der Presserat in der strittigen PR-Frage nicht bewegen kann.

Gibt es Alternativen?
Wie könnte der Presserat seine Legitimation erhöhen und seine Wirkkraft besser
entfalten? Kein Zweifel – der Deutsche Presserat ist wichtig, aber leider hat er in
den vergangenen Jahren die Zeichen zur Reform und Öffnung nicht erkannt. Neben
den skizzierten notwendigen Änderungen im Pressekodex müsste sich vor allem
die organisatorische Struktur des eingefahrenen Gremiums ändern. Noch wird der
Presserat überwiegend aus Mitteln der Verleger finanziert. Hier liegt die Vermutung
nahe, dass die strukturelle Vormachtstellung der Verleger auch noch mit ihren
finanziellen Ressourcen gestärkt wird. Der Deutsche Presserat erinnert in seiner
Abgeschlossenheit an die Organisationsprinzipien der Kassenärztlichen Vereini-
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gungen. Auch hier sind Transparenz, Offenheit und Korrekturbereitschaft wenig
ausgeprägt.

Um die Wirksamkeit des Deutschen Presserates zu erhöhen und seinen Sanktions-
instrumenten bis hin zur öffentlichen Rüge mehr Resonanz zu verleihen, wäre eine
Öffnung für weitere Experten aus den Medien und der Kommunikationswissen-
schaft dringend ratsam. Ein Alleinvertretungsanspruch von DJV und dju ist demo-
kratiepolitisch nicht legitimiert. Empfehlenswert ist zudem ein klar definierter
Wechsel der Akteure, damit die Pluralität von Haltungen, Meinungen und Einsichten
– der für uns konstituierende Pluralismus – sich entfalten kann.
Zudem müssen die Beratungen des Presserates öffentlich erfolgen und die Betrof-
fenen anhören. Schließlich ist der Gegenstand der Beratungen – eine umstrittene
Veröffentlichung – ja bereits in der Öffentlichkeit. Es gibt keinen Grund für ver-
staubte Hinterzimmerpolitik. Der Presserat hat sich in seinem zu engen Korsett des
Kodexes verfangen. Ziel der Akteure auf beiden Seiten ist es, die Konflikte durch
Presseveröffentlichungen möglichst klein zu halten. Durch die starke Nähe der
Akteure entsteht aber eine Pseudo-Kontrolle, die nicht geeignet ist, ein wirksames
Korrektiv zu sein. Die Reformvorstellungen der zahlreichen „medienethisch moti-
vierten Initiativen“ sollten baldmöglichst aufgenommen werden, um die ohnehin
schmale Legitimationsbasis des Deutschen Presserates nicht noch weiter zu redu-
zieren. 
Der deutsche Presserat muss sich auch neuen Themen gegenüber öffnen. Jürgen
Leinemann weist in epd medien (17. 1. 2007, S. 7) beispielsweise auf folgende Pro-
blembereiche hin: Die Nähe zur Politik entscheidet nicht selten über die Karriere in
der Redaktion. Der Einfluss des hastigen Online-Journalismus’ prägt die gesamte
Medienszene und verändert journalistische Arbeitsprozesse. Die Nachrichtenfak-
toren – das journalistische Navigationssystem – haben sich grundlegend verän-
dert. Zu allen drei Tendenzen gibt es bisher keine substanziellen Analysen des
Presserates. Der Deutsche Presserat hat eine Alleinstellung als Instrument der
Selbstkontrolle – auch weil andere Medienakteure sich davor scheuen, ihr Selbst-
und Berufsverständnis zu klären. Will er diese Alleinstellung auch in der Zukunft
erhalten, muss sich das Gremium strukturell und inhaltlich öffnen und sich der
Medienrealität stellen. Dazu gehört der Rufmord genauso wie die Negativpropa-
ganda und die einseitige PR-Berichterstattung aus wirtschaftlichen Interessen.
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Mitten in der schwersten Wirtschafts- und Finanzkrise der Bundesrepublik ist die viel-
beschworene Zivilgesellschaft mehr denn je auf die Wahrheit angewiesen. Gerade in
diesen Zeiten, in denen täglich mit Milliarden-Subventionen „jongliert“ wird, sind unab-
hängige und kritische Medien als Navigationssystem unverzichtbar.

Aber – ähnlich wie die Politik – haben auch die Medien „gefehlt“, als es darum ging, phan-
tastische Geschäftsmodelle und undurchschaubare Gier-Fonds wirksam zu kontrollieren.
Sie haben ihre Kontrollaufgabe nur unzureichend wahrgenommen. Schneller als erwartet
hat man sich allgemein an (ungenutzte) Rettungsschirme, toxische Papiere, „Bad Bank“
und schweigende Manager gewöhnt. Nur selten bricht jemand aus diesem Kartell der
stillschweigenden Zustimmung aus und sagt laut und deutlich, was Sache ist.

Einer der wenigen, die den Mut dazu hatten, in aller Öffentlichkeit die Wahrheit zu sagen,
ist Eggert Voscherau, der Aufsichtsratchef der BASF. Mitte Juni rief Voscherau seinem Pub-
likum im Ludwigshafener Feierabendhaus zu: „Die Wall Street hat nur eine Schlacht ver-
loren, nicht den Krieg.“ Kein Finanzprodukt, das den „Weltbrand“ entfacht habe, sei bis-
lang verboten. „Nichts, wirklich nichts“ sei bisher geschehen, um eine Wiederholung
dieser Krise zu verhindern. Nur leiser seien die Banker geworden – und mehr auch nicht.
Sein Fazit: „Die Politik scheut noch immer die Machtfrage.“ Der nächste Crash ist nur eine
Frage der Zeit.

Daran hat sich seit dem Frühsommer nicht die Bohne geändert. National nicht (Wahltermin
hin, Steuermilliarden her) – und international gleich gar nicht! Hier knüpft der 14. Mainz-
erMedienDisput (MMD) unmittelbar an und fragt: Gibt es den kritischen Journalismus
heute noch? Wenn ja, ist er so ausgestattet, dass der Verfassungsauftrag, Kritik und Kon-
trolle auszuüben, noch zureichend praktiziert werden kann?

Täglich laufen neue Entlassungspläne der großen Verlagshäuser über den Ticker: mal geht
es um 150 Redakteurinnen und Redakteure, die ihren Job verlieren sollen, mal um 200,
gelegentlich um mehr. Wichtige Titel werden eingestellt, große Fachredaktionen zusam-
mengelegt, die journalistische Kompetenz ausgedünnt. Die öffentlich-rechtlichen Sender
stellen sich auf ein Minus von 15 Prozent ihrer Etats ein und kürzen zum Teil bereits heute
klassische Informationsprogramme.

Wir fragen: Wohin führt es, wenn Verlage und Sender weiter ihre Redaktionen auspressen?
Welche Auswirkungen hat diese Entwicklung für einen qualifizierten, untersuchenden
Journalismus? Brauchen die Medien – so wie Quelle, Opel, Schiesser   – staatliche Hilfen
und Steuererleichterungen? Sind gebührenfinanzierte Zeitungen nur eine fixe Idee – oder
wird dieser Rettungsring eines Tages geworfen?

Die Folgen dieses langfristigen Trends hat Walter Pincus, amerikanischer Pulitzer-
Preisträger nüchtern analysiert: „Es gibt viele gute Journalisten, ohne Zweifel, aber auch

SCHWEIGEN, LÜGEN UND VERTUSCHEN
–



jede Menge, denen das Haus im Grünen wichtiger ist als eine gute Geschichte. Um was
geht es? Um Unabhängigkeit, Skeptizismus, Distanz zur politischen Maschine-rie. Aber
gibt man Journalisten heute die Freiräume und die Zeit, bestimmte Erfahrungen zu
machen? Wir leben in einer PR-Gesellschaft.“ (Die Welt, 5.3.2009)

Doch die demokratische Öffentlichkeit wird nicht nur durch „ökonomische Anpassungs-
prozesse“ unter Existenzdruck gesetzt. Immer mehr Bürgerinnen und Bürger wandern ins
Internet aus. Schon heute nutzen mehr als 70 Prozent das Netz. Viele Informationen, Serv-
ice und Zusatzangebote können sie früher, kostenfrei und dazu noch mobil nutzen. Welche
Auswirkungen hat die rasante Digitalisierung mit ihrem kommerziellen Unterbau für die
notwendige Pluralität von Meinungen und die künftige Informations-qualität der Bürg-
erinnen und Bürger? Führt die weitere Netznutzung zu einer Verdrängung der „alten“
Holzmedien Presse, Funk und Fernsehen?

Vor 25 Jahren machte der New Yorker Medienwissenschaftler Prof. Neil Postman mit
seinem Pamphlet „Wir amüsieren uns zu Tode – Urteilsbildung im Zeitalter der Unterhal-
tungsindustrie“ Furore. Zum Auftakt des 14. MainzerMedienDisput schließt sich der Kreis:
Ist „Unterhaltung unter jedem Niveau“ die Antwort auf die Krise? Dient der „Mythos Promi-
nenz“ dazu, die klaren Linien zwischen „E“ und „U“ zu verwischen? Nach dem Motto: die
Lage ist hoffnungslos, aber nicht ernst.

Unser Leitmotiv für den 14. MainzerMedienDisput 2009 stammt von unserem Wormser Kol-
legen, von Hans Werner Kilz, dem Chefredakteur der Süddeutsche Zeitung (SZ). Im SZ-
Magazin (8.5.2009) skizzierte er ein realistisches Szenario, das mittlerweile bereits in vie-
len Regionen Deutschlands gilt: „Guter Journalismus lebt von Unabhängigkeit, verlangt
Mut, Urteilskraft und moralische Integrität. Wer schreibt, braucht kämpferisches Tempera-
ment, eine polemische Bereitschaft, eine Freude an Kontroversen. (...) Was die Qualität
einer Zeitung ausmacht, wird erst dann wertgeschätzt werden, wenn sie nicht mehr
vorhanden ist.“
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18.45 Uhr Musikalischer Auftakt Waldemar Martynel

19.00 Uhr Begrüßung:
Dr. Simone Sanftenberg SWR-Landessenderdirektorin

19.15 Uhr Ignoranz trifft Arroganz
Szenische Einführung

19.25 Uhr Das Plädoyer „Seichtgebiete“
Kurzvortrag Michael Jürgs Journalist und Bestseller-Autor 

19.35 Uhr Musikalisches Intermezzo Waldemar Martynel

19.40 Uhr Diskussionsrunde
Michael Jürgs Journalist und Autor 
Alexander Kissler Süddeutsche Zeitung
Charlotte Roche Moderatorin, Autorin (angefragt)
Manfred Teubner Leiter HR Show, ZDF

Thomas Meyer SWR, Moderation

21.30 Uhr Piano-Finale Waldemar Martynel

Auftaktveranstaltung im SWR-Landesfunkhaus · 9. November 2009

MYTHOS PROMINENZ – UNTERHALTUNG UNTER JEDEM NIVEAU

Nach 14 Jahren ehrenamtlicher Aufbauarbeit – diese nüchterne Bilanz sei gestattet – hat
der MainzerMedienDisput ein eigenständiges Profil und eine weitgehende Alleinstellung
im Konzert der nationalen und internationalen Medienkongresse erreicht. Dies ist vor
allem der Erfolg von ReferentInnen und ModeratorInnen, die ohne Show-Treppe, mit viel
persönlichem Engagement im Rahmen eines vergleichsweise bescheidenen Etats die
Panels des Mediendisputs professionell und kompetent gestalten. 
Der MainzerMedienDisput lebt von der Renaissance der guten Rede, von der Kraft der
Argumente, von Experten, die diesen Namen auch verdienen, und vom Mut eines Pub-
likums, das sich nicht mit Worthülsen, Andeutungen und Optionen abspeisen lässt.
Medienpolitische Aufklärung, das klingt altmodisch, ist aber höchst aktuell. Die Projekt-
gruppe des MainzerMedienDisputes ist davon überzeugt, dass Fakten Fiktionen über-
legen sind, dass es sich lohnt, in der Balance von Rede und Gegenrede die besten
Lösungsstrategien zu suchen. 
Sie sind herzlich eingeladen, zusammen mit den Referentinnen, Referenten sowie allen
Teilnehmerinnen und Teilnehmern Lösungswege zu identifizieren, wie das „Schweigen,
Lügen und Vertuschen“ in den Medien verhindert und der „Unterdrückung der Wahrheit
in der Öffentlichkeit“ begegnet werden kann. Wir sind davon überzeugt, dass die Medien-
demokratie durch konstruktive Kritik begleitet werden muss.

– Die Projektgruppe MainzerMedienDisput – 
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Die Dokumentationen der letzten neun Jahre von 2000 bis 2008 sowie aktuelle Auftragsarbeiten und Studien
des MainzerMedienDisputs erhalten Sie als PDF-Download unter www.mediendisput.de.

9.30 Uhr Begrüßung:
Dr. Roland Schmidt Gf. Vorstandsmitglied, FES
Manfred Helmes Direktor, LMK Rheinland-Pfalz
Markus Schächter Intendant, ZDF

Hauptthema des Vormittags: Preis und Wert des Journalismus

9.45 Uhr Keynote:
Tom Schimmeck Journalist und Autor

10.20 Uhr Panel 1: Wer finanziert den Journalismus?
Franz Sommerfeld Vorstand M. DuMont Schauberg
Jakob Augstein Verleger „der Freitag“
Prof. Dr. Heinz Nienstedt Professor für Medienwirtschaft
Manfred Bissinger Geschäftsführer Hoffmann und Campe Verlag
Peter Limbourg Chefredakteur N24 und Hauptmoderator 

SAT.1-Nachrichten
Ines Pohl Chefredakteurin taz

Bernd Gäbler Publizist, Moderation

11.30 Uhr Panel 2: Journalisten als Billiglöhner
Dr. Stephan Weichert IfM Berlin, Lead in

Kai Schächtele Vorstand „Freischreiber“
Gerhard Manthey ver.di Baden-Württemberg
Ulrike Winkelmann Parlamentsredakteurin taz

Claudia Deeg SWR, Moderation

12.30 Uhr Mittagspause

13.15 Uhr Monolith zu aktuellen medienpolitischen Themen 
mit anschließender Gesprächsrunde

13.15 Uhr Kurt Beck Ministerpräsident, Vorsitzender der 
Rundfunkkommission der Länder

13.40 Uhr Kurt Beck im Gespräch mit
Kay-Sölve Richter ZDF

Tagesveranstaltung im ZDF-Konferenzzentrum

SCHWEIGEN, LÜGEN UND VERTUSCHEN – 

Sponsoren und Wirtschaftspartner des MainzerMedienDisputs:

Änderungen vorbehalten!
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14.00 Uhr „IMM – Irgendwas mit Medien“
Medienpolitik kabarettistisch betrachtet
Florian Schröder Mainzer Medien Agent

14.10 Uhr Panel 3: Mythos Online – das überschätzte Medium?
Maike Schultz Berliner Zeitung, Lead in

Christoph Schultheiß Journalist, BILDblog
Ania Mauruschat Bayerischer Rundfunk
N.N. Google Deutschland GmbH
Nicole Simon www.beissholz.de
Dietrich Boelter Face2Net

Dr. Christian Stöcker Spiegel Online, Moderation

15.00 Uhr Panel 4: Radio, Fernsehen und Verlage… 
Der Kampf um die Macht im Internet
Markus Schächter Intendant, ZDF
vs. 
Dr. Frank Schirrmacher Herausgeber, Frankfurter Allgemeine Zeitung (angefr.)

16.00 Uhr Kaffee & Kommunikation

16.30 Uhr Panel 5: Wer beeinflusst wen? Politik und Journalismus im Superwahljahr
Fragen an Dr. Nils Minkmar, Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung (FAS)

Heiko Maas Landesvorsitzender SPD Saarland und
Ralf Stegner Landesvorsitzender SPD Schleswig-Holstein (angefr.)
Dr. Henning Scherf Bürgermeister Bremen a.D. und
Erhard Eppler Bundesminister a.D. (angefragt)
Sascha Langenbach Chefreporter Berliner Kurier
Dr. Hugo Müller-Vogg freier Publizist
Manfred Güllner Forsa-Institut
Bettina Schausten Leiterin HR Innenpolitik, ZDF

Astrid Frohloff Reporter ohne Grenzen, Moderation

Antworten von Dr. Nils Minkmar, FAS

17.30 Uhr Kabarettistisches Dossier
Florian Schröder Mainzer Medien Agent

10. November 2009

WENN DIE WAHRHEIT NICHT MEHR ÖFFENTLICH WIRD
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